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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 1. Juli 1975 zu, Ungarn habe ohne 
Begründung kurzfristig die Teilnahme an der Gym- 
naestrada in Berlin abgesagt, und wie bewertet die 
Bundesregierung den damit komplett gewordenen 
Boykott der Veranstaltung durch die Staaten des 
Warschauer Pakts? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 23. Juli 1975 

Die zitierte Meldung trifft lediglich in der Form zu, daß Ungarn kurz- 
fristig das im Rahmen der Gymnaestrada als Veranstaltung des Inter- 
nationalen Turnerbundes vorgesehene „turnen der Weltbesten“, zu 
dem es ursprünglich — ebenso wie die Sowjetunion — Turner gemeldet 
hatte, wegen Terminschwierigkeiten absagte. Zur Teilnahme an der 
Gymnaestrada als solcher hatte nur die CSSR eine Testanmeldung 
abgegeben, diese aber nicht, wie erforderlich, bis zum 1. April 1975 
in eine verbindliche Meldung umgewandelt. Die anderen Ostblock- 
staaten haben eine solche überhaupt nicht abgegeben. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß sie auch an früheren Gymnaestraden — von der 
Beteiligung an der Veranstaltung „Turnen der Weltbesten“ abgesehen — 
nicht teilgenommen haben. 

Die Bundesregierung bedauert ebenso wie der Internationale Turner- 
bund und der Deutsche Turnerbund das Fernbleiben der Staaten des 
Warschauer Paktes; der Erfolg der Veranstaltung litt jedoch nach dem 
übereinstimmenden Urteil aller beteiligten Stellen dadurch nicht. 


2. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Tatsache ein, 
daß das sowjetische Generalkonsulat in West-Berlin 
kürzlich westliche Journalisten (sowohl Ausländer 
als auch Vertreter von Redaktionen aus West-Berlin 
und dem übrigen Bundesgebiet) über den sonst nur 
Ausländern vorbehaltenen Übergang Checkpoint 
Charly nach Ost-Berlin gehen ließ und offenbar 
dafür sorgte, daß eine Kontrolle durch DDR-Organe 
unterblieb? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 23. Juli 1975 

Nach dem vereinbarten Verhandlungsprotokoll II zum Viermächte- 
abkommen über Berlin vom 3. September 1971 wird das General- 
konsulat der Sowjetunion ,,bei den entsprechenden Behörden der 
drei Regierungen gemäß den üblichen in diesen Sektoren geltenden 
Verfahren akkreditiert“. Fragen, die die Tätigkeit des sowjetischen 
Generalkonsulats betreffen, fallen demnach in die Zuständigkeit der 
Drei Mächte. 

Diese treten bekanntlich wie die Bundesregierung stets für eine größt- 
mögliche Freizügigkeit zwischen den westlichen Sektoren und dem 
Ost Sektor Berlins ein. Sie haben daher auch keinen Einspruch dagegen 
erhoben, daß deutsche Journalisten aus dem von Ihnen genannten 
Anlaß über einen für sie sonst gesperrten Sektorenübergang und un- 
kontrolliert nach Ost -Berlin einreisen konnten. Die Bundesregierung 
hat diesem Standpunkt nichts hinzuzufügen. 
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3. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, wie es eine TV- 
Reiser Nachrichtensendung am zweiten Juli-Wochenende 

(SPD) andeutete, künftig für die Überwachung des Waffen- 

stillstands im Nahen Osten ein eigenes Kontingent 
der Bundeswehr anzubieten? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 29. JuH 1975 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, für die Überwachung des Waf- 
fenstillstands im Nahen Osten ein eigenes Kontingent der Bundes- 
wehr anzubieten. 


4. Abgeordneter Auf welchen Tatsachen beruht die Feststellung der 
Röhner „Baseler Nationalzeitung“ (16. Juni 1975) im 

(CDU/CSU) Zusammenhang mit den KSZE-Verhandlungen in 

Genf, „Um das sehr zweifelhafte Konferenzergebnis 
zu kaschieren, werden von einigen Delegationen teils 
übelste Methoden angewandt, beispielsweise die 
materielle Bestechung einer Jounalistin durch ein 
bundesdeutsches Delegationsmitglied“? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 24. Juli 1975 

Das Auswärtige Amt weist die Beschuldigung der ,, materiellen Be- 
stechung einer Journalistin durch ein bundesdeutsches Delegations- 
mitglied“ energisch zurück. Es sind keine Tatsachen bekannt, die diese 
von der ,, Baseler Nationalzeitung“ im Zusammenhang mit den KSZE- 
Verhandlungen in Genf erhobene Beschuldigung rechtfertigen. Viel- 
mehr ist diese aus der Luft gegriffene Behauptung, die der Leiter der 
KSZE-Delegation, Botschafter Blech, bereits als übelwollende Bericht- 
erstattung der genannten Zeitung zurückgewiesen hat, ein Beispiel 
dafür, daß diese Art von Presseberichten selbst vor der Privatsphäre 
nicht haltmacht. 


5. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung — unter 
Wohlrabe Bezugnahme auf die jüngste Note der Sowjetunion 

(CDU/CSU) an UNO-Generalsekretär Waldheim vom 12. Juni 

1975, in der die Sowjetunion gegen die russische 
Übersetzung des Namens der Bundesrepublik 
Deutschland protestiert — zu unternehmen, damit 
in Zukunft sichergestellt ist, daß die Sowjetunion 
die korrekte und grundgesetzkonforme Bezeich- 
nung „Bundesrepublik Deutschland“ (Federativnaja 
Republika Germania> anwendet und nicht „Bundes- 
republik Deutschlands“ (Federativnaja Republika 
Germanii), wie es in russischen Dokumenten heißt? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 25. Juli 1975 

Die von Ihnen erwähnte sowjetische Protestnote vom 12. Juni 1975 
wendet sich gegen die russische Übersetzung unserer Staatsbezeichnung 
in einem Dokument der Vereinten Nationen (VN). 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß es das Recht jeden Mitglied- 
staates der VN ist, auf der Grundlage der souveränen Gleichheit aller 
Staaten die eigene Staatsbezeichnung zu wählen und die Form der 
Übersetzung zu bestimmen, in der sie im internationalen Verkehr 
benutzt wird. Sie hat die Angelegenheit in diesem Sinne mit den zu- 
ständigen Stellen der Vereinten Nationen aufgenommen, um eine 
korrekte Übersetzung unserer Staatsbezeichnung sicherzu^^t eilen. 
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6. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregierung 
aus der sowjetischen Reaktion auf den Besuch des 
israelischen Ministerpräsidenten in Berlin, in dem sie 
einen Verstoß gegen das Vier-Mächte-Abkommen 
über Berlin erblickt, für ihr Urteil über die Ergeb- 
nisse der Konferenz über Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 31. Juli 1975 


Das Urteil der Bundesregierung über die Ergebnisse der KSZE wird 
durch die sowjetische Kritik am Besuch des israelischen Ministerpräsi- 
denten in Berlin nicht geändert. Die drei Westmächte, der Senat von 
Berlin und die Bundesregierung haben diesen Besuch begrüßt, so wie 
sie alle Besuche dieser Art als eine Bekundung freundschaftlichen 
Interesses an dieser Stadt und ihren Einwohnern positiv würdigen. 
Die sowjetische Kritik, die ungerechtfertigt ist, kann an dieser Haltung 
nichts ändern. 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 4. Juli 1975 zu, die deutsche Dele- 
gation auf der Weltfrauenkonferenz habe sich bei 
der Verurteilung des Zionismus nur der Stimme 
enthalten, statt mit dem amerikanischen und dem 
dänischen Verbündeten dagegen zu stimmen, und 
wie vereinbart die Bundesregierung dies — bejahen- 
denfalls — mit ihren Verpflichtungen aus dem be- 
sonderen deutsch-israelischen Verhältnis? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 24. Juli 1975 

Die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 4. Juli 1975 
mit der Überschrift „Frauenkonferenz verurteilt Zionismus“ bezieht 
sich offenbar auf zwei Abstimmungen im Zusammenhang mit der 
sogenannten Deklaration von Mexiko. Diese wurde von der Gruppe 
der 77 als politische Ergänzung des Weltaktionsplans zum Internatio- 
nalen Jahr der Frau eingeführt. In diesem Text wurde neben „Kolo- 
nialismus“ und „Imperialismus“ auch der „Zionismus“ verurteilt. 
Ein von westlicher Seite mit unserer Mitwirkung eingebrachter Gegen- 
entwurf, in dem der „Zionismus“ nicht erwähnt wurde, konnte nicht 
durchgesetzt werden. 

Bei der getrennten namentlichen Abstimmung über die Beibehaltung 
der Verurteilung des „Zionismus“ hat unsere Delegation zusammen 
mit den übrigen acht EG-Partnern, den USA und Israel sowie weiteren 
12 Delegationen eine Gegenstimme abgegeben. Dies konnte nicht 
verhindern, daß dieser Passus mit 61 Stimmen angenommen wurde. 
25 weitere Staaten enthielten sich der Stimme. 

Bei der Abstimmung über den gesamten Text haben sich die EG-Staaten 
— allerdings mit Ausnahme der Niederlande, die für die Deklaration 
stimmten — sowie weitere elf Staaten der Stimme enthalten. 89 Dele- 
gationen stimmten für die Deklaration, die USA und Israel stimmten 
dagegen. 

In einer Erklärung zur Stimmabgabe hat unsere Delegation unsere 
Position deutlich gemacht und betont, daß wir die Bezugnahme auf 
den „Zionismus“ ablehnen. 

Zum Stimmverhalten Dänemarks ist zu bemerken, daß Dänemark 
zusammen mit allen übrigen EG-Partnern bei der gesonderten Ab- 
stimmung gegen die Beibehaltung der Verurteilung des „Zionismus“ 
gestimmten hat und sich zusammen mit sieben EG-Mitgliedstaaten 
bei der Abstimmung über die Gesamtdeklaration der Stimme ent- 
halten hat. Die Meldung in der FAZ beruht offenbar auf einem Miß- 
verständnis. 


7. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 
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Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 7. Juli 1975 zu, die Bundesregierung 
lasse die Verträge aller nach Südwestafrika ent- 
sandten deutschen Lehrer auslauten und werde 
sie nicht erneuern, und wie kommt — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung ihrer Pflicht nach, den 
dort lebenden Deutschen die Erziehung ihrer Kinder 
in deutscher Sprache unter Berücksichtigung des 
Elternrechts zu ermöglichen? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 25. Juli 1975 

Die Bundesregierung fördert das Auslandsschulwesen in Namibia unter 
anderem durch die Entsendung von 33 deutschen Lehrkräften im Jahr 
1974 an die beiden Schulen in Windhuk und Karibib. Diese Schulen 
werden auch 1975 weiter unterstützt werden. Allerdings läßt die Ent- 
wicklung der Schülerzahl in Karibib vermuten, daß die Förderung 
in Zukunft auf Windhuk konzentriert werden wird. Darüber hinaus 
wurden deutsche Lehrkräfte an deutschsprachigen Regierungsschuien 
in Namibia für den Deutschunterricht entsandt. 

Die in der FAZ vom 7. Juli 1975 erschienene Meldung, wonach die 
Verträge aller nach dort entsandten deutschen Lehrer auslaufen, ist 
unzutreffend. Angesichts der immer stärker angespannten Haushalts- 
lage und der sich daraus ergebenden Notwendigkeit, auch im Aus- 
landsschulwesen Prioritäten zu setzen, sah sich die Bundesregierung 
veranlaßt, die Vermittlung von deutschen Lehrkräften an der deutsch- 
sprachigen Regierungsschule in Namibia einzustellen und laufende 
Verträge nicht zu erneuern. So verringerte sich die Zahl der vermittel- 
ten Lehrer von 16 im Jahr 1973 auf sechs im Jahr 1975. 


8. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung im öffentlichen Dienst 
Leistungsbezahlung auf Zeit für möglich, oder hält 
sie am Alimentationsprinzip fest? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 17. Juli 1975 

Die Bundesregierung sieht zwischen dem vom Bundesverfassungs- 
gericht (1 BvR 1/52, 46/52) als hergebrachten Grundsatz des Berufs- 
beamtentums im Sinne des Artikels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes 
bestätigten Alimentationsprinzip und einer Leistungsbezahlung keinen 
Gegensatz. Das Alimentationsprinzip steht einer Weiterentwicklung des 
Besoldungsrechts in Richtung auf eine noch stärker nach dem Leistungs- 
prinzip orientierte Bezahlung nicht entgegen. Entsprechende Vor- 
schläge enthält auch der Bericht der Studienkommission zur Reform 
des öffentlichen Dienstrechts. Die Bundesregierung wird diesen Vor- 
schlägen bei Prüfung der in den Kreis der als vordringlich in Angriff 
zu nehmenden Entwicklungs- und Erprobungsarbeiten besondere 
Aufmerksamkeit schenken. 


10. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise hat die Bundesregierung bei der 
DDR-Regierung gegen die Bezirkskarte des Bezirks 
Schwerin protestiert, die im VEB-Landkartenverlag 
Berlin im Maßstab 1 : 200 000 neu herausgegeben 
wurde, und in der erkennbar die Elbe zwischen 
Lauenburg und Schnackenburg in voller Breite als 
zur DDR gehörig eingetragen ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 17. Juli 1975 

Eine neu herausgegebene Karte des Bezirks SclTwerin der DDR ist mir 
nicht bekannt. Mir liegt jedoch die Bezirkskarte des Bezirks Schwerin 
- Blatt 2 Maßstab 1 : 200000, herausgegeben vom VEB Landkarten- 
verlag Berlin, gekennzeichnet mit der Nr. 595901 2 vor. Sie enthält auf 
der Rückseite statistische Angaben, die dem Statistischen Jahrbuch 
1973 der DDR entnommen sind; das Jahrbuch erscheint regelmäßig im 
August des folgenden Jahres. In dieser Karte ist die Grenze zwischen 
Schnackenburg und Lauenburg im Fluß eingezeichnet. 

Ich füge hinzu, daß sich, wie von der Bundesregierung mehrfach her- 
vorgehoben, der Verlauf der Grenze zwischen den beiden deutschen 
Staaten allein nach den besatzungsrechtlichen Festlegungen und nicht 
nach Karteneintragungen der einen oder der anderen Seite bestimmt. 
Das gilt ausnahmslos auch für Karten des Bezirks Schwerin, seien sie 
neu erschienen oder aus früherer Zeit. 


11. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
Schleifenbaum Vorstellungen über die technischen Grenzen und 

(FDP) Wertberechnungen für die Zumutbarkeit von 

Straßenlärm zu entwickeln, nachdem nach Presse- 
berichten der Bundesgerichtshof in einem Grund- 
satzurteü (AZ III ZR 215/71) klargestellt hat, daß 
eine nachträgliche Beeinträchtigung der vorgegebe- 
nen Umweltbedingungen durch Immissionen einen 
enteignungsgleichen Eingriff darstellen kann, womit 
dem Grundgedanken des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes von 1974 durch die höchstrichterliche 
Rechtsprechung Rechnung getragen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 17. JuÜ 1975 

Vorstellungen über die Grenzen der Zumutbarkeit sowie über die Art 
und Weise der Ermittlung und Bewertung von Straßenverkehrslärm 
werden seit geraumer Zeit in intensiven Gesprächen zwischen den 
beteüigten Bundesministerien entwickelt. Das Ergebnis dieser Arbeiten 
wird seinen Niederschlag in einer Rechtsverordnung nach § 43 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) finden. Diese wird Vor- 
schriften enthalten über bestimmte Grenzwerte, die zum Schutz der 
Nachbarschaft vor schädlichen Um weit ein Wirkungen durch Geräusche 
nicht überschritten werden dürfen, sowie über Art und Umfang der 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 
notwendigen Schallschutzmaßnahmen an baulichen Anlagen. 

Die Bundesregierung wird das von Ihnen genannte Urteil des Bundes- 
gerichtshofes vom 20. März 1975 in ihre Überlegungen zum Entwurf 
der genannten Rechtsverordnung einbeziehen. 


12. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
ob staatliche Stellen der Bundes- oder Länderbehör- 
den, bzw. nachgeordnete Dienststellen mittels Ab- 
hörgeräten (Minispionen oder ähnlichen technischen 
Einrichtungen) Telefon- oder andere Gespräche ab- 
hören, und gedenkt sie die Produktion, den Vertrieb 
und Erwerb zum Abhören geeigneter technischer 
Einrichtungen zu verbieten bzw. unter Strafe zu 
stellen? 


6 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3920 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 22. Juü 1975 

1 . Die Nachrichtendienste des Bundes und der Länder sind befugt, zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nachrichtendienstliche Mittel anzu- 
wenden. Angaben über Art und Umfang des Einsatzes solcher 
Mittel kann ich, wie Sie verstehen werden, in diesem Schreiben 
nicht machen. 

Von der Polizei werden nach dem Ergebnis einer Umfrage technische 
Mittel im Sinne Ihrer Frage nur in Ausnahmesituationen zur Abwehr 
besonders schwerer gemeingefährhcher Straftaten eingesetzt. 

2. Auf Grund eines Beschlusses der Innenministerkonferenz vom 
13. September 1974 wird im Bundesministerium des Innern der 
Entwurf eines Gesetzes zur Verhinderung des Mißbrauchs von Ab- 
hörgeräten erarbeitet. Ein erster Entwurf wurde den beteiligten Bun- 
desressorts zur Stellungnahme zugeleitet. Ob diese sehr schwierige 
Materie einer befriedigenden gesetzgeberischen Regelung zugänglich 
ist, läßt sich zur Zeit noch nicht abschließend beantworten. 


1 3 . Abgeordneter 

Rawe 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für angemessen, daß der 
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
Günter Nollau, ausgerechnet zu dem Zeitpunkt in 
der Illustrierten ,,Stern‘‘ als Autor auftritt, in dem 
seiner Behörde Material über dubiose Ostkontakte 
des ,, Stern“ vorgelegt worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 22. Juli 1975 

Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz Dr. Günter Nollau 
hat für die Zeitschrift „Stern“ eine Besprechung des Buches von Wolf- 
gang Leonhard „Am Vorabend einer Revolution — Die Zukunft des 
Sowjetkommunismus“ geschrieben, die in der Ausgabe Nr. 27 vom 
26. Juni 1975 erschienen ist. 

Einen Zusammenhang zwischen dieser publizistischen Äußerung und 
der öffentlichen Diskussion über angebliche Verbindungen des ,, Stern“ 
vermag die Bundesregierung nicht zu erkennen. Sie hat deshalb auch 
keine Veranlassung, die Veröffentlichung des Namensartikels im ,, Stern“ 
durch Herrn Dr. Nollau zu beanstanden. 


14. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den Präsidenten des 
Rawe Bundesamtes für Verfassungsschutz, Günter Nollau, 

(CDU/CSU) in den Ruhestand versetzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 22. Juli 1975 

Präsident Dr. Nollau wird zu dem von ihm gewünschten Zeitpunkt in 
den Ruhestand versetzt werden. In dem von ihm nach § 42 Abs. 3 des 
Bundesbeamtengesetzes gestellten Antrag hat er dafür den 15. Sep- 
tember 1975 benannt. 


15. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 7. Juli 1975 zu, daß 300 weitere 
verurteilte Chilenen die Einreiseerlaubnis erhalten 
haben, und für wie viele — bejahendenfalls — wegen 
welcher Delikte verurteilte Chilenen haben welche 
Bundesländer sich zur Aufnahme bereit erklärt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 23. Juü 1975 

Die Länder haben sich im Rahmen einer humanitären Hilfesaktion grund- 
sätzlich wie folgt zur weiteren Aufnahme von Personen aus Chile be- 
reiterklärt : 


Bremen 6 

Hamburg 16 

Hessen 43 

Nordrhein-Westfalen zunächst 50 

Baden-Württemberg 8 5 

Rheinland-Pfalz 25 

Schleswig- Holstein 9 

Saarland 1 0 

Nordrhein-Westfalen 50 

Es werden solche Personen aufgenommen, die sich aus politischen 
Gründen - häufig ohne Gerichtsverfahren - in Chile in Haft befinden 
und deren Entlassung aus Gefängnissen oder Internierungslagern nur 
unter der Auflage erfolgt, daß sie Chile verlassen und in einem anderen 
Land Aufnahme finden, sowie deren Ehegatten, minderjährige Kinder 
und Eitern. Personen, die für die Bundesrepublik Deutschland ein 
Sicherheitsrisiko dar st eilen, können in die Hilfsaktion nicht einbe- 
zogen werden. 

Da die chilenischen Behörden noch nicht entschieden haben, welchen 
Personen sie die Ausreise gestatten, kann zu der weiteren Frage, wegen 
welcher Delikte diese verurteilt wurden, noch nicht Stellung genommen 
werden. 


16. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung zu, die Bundesregierung sei, um 
die Beteiligung der Staaten des Warschauer Pakts an 
den Berliner Filmfestspielen zu erreichen, der 
Sowjetunion dadurch entgegengekommen, daß der 
Bundesminister des Innern bei der Eröffnung der 
Festspiele nicht begrüßt worden sei, und der Bun- 
desminister des Innern die Verleihung der Bundes- 
filmpreise entgegen bisheriger Praxis auf einer eige- 
nen, nicht zum Programm der Festspiele gehören- 
den, Veranstaltung vorgenommen habe, und wie 
rechtfertigt — bejahendenfalls — die Bundesregie- 
rung dieses Zurückweichen in der Frage der Bin- 
dungen zwischen dem Bund und dem Land Berlin 
vor sowjetischen Forderungen und Standpunkten, 
mit dem der jederzeit beendbare Anschein einer 
angemessenen Einbeziehung Berlins in den kul- 
turellen Austausch erweckt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 29. Juli 1975 

Entgegen der von Ihnen genannten Meldung ist der Bundesminister 
des Innern bei der Eröffnung der Internationalen Filmfestspiele Berlin 
durch den Regierenden Bürgermeister Schütz in dessen Ansprache 
ausdrücklich begrüßt worden. 

Die Vergabe der Bundesfilmpreise war auch in den zurückliegenden 
Jahren stets eine selbständige Veranstaltung des Bundesministeriums 
des Innern, die nicht vom Veranstalter der Internationalen Filmfest- 
spiele Berlin durchgeführt wurde und die nicht zum Programm der 
Filmfestspiele gehörte. Dieser Praxis ist auch bei der Verleihung der 
diesjährigen Filmpreise, die am Tage der Eröffnung der Internatio- 
nalen Filmfestspiele Berlin stattfand, gefolgt worden. 
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17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Symptome 
Dr. Bußmann der PVC-Krankheit auch bei Anwohnern von 
(SPD) PVC-Betrieben und bei Beschäftigten in der PVC- 

Weiterverarbeitung aufgetreten sind, und ist die 
Bundesregierung bereit, die notwendigen Erhe- 
bungen vorzunehmen und gegebenenfalls zweck- 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom31. Juü 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Vinylchlorid unter bestimmten 
Voraussetzungen zur sogenannten „Vinylchloridkrankheit“ und zu 
bösartigen Lebertumoren führen kann. In erster Linie treten diese 
Erkrankungen bei der PVC-Herstellung auf. Aber auch aus dem Be- 
reich der PVC-Weiterverarbeitung sind Verdachtsfälle auf „Vinyl- 
chloridkrankheit“ angezeigt worden. Die ärztliche Begutachtung 
dieser bisher bekanntgewordenen Fälle ist jedoch noch nicht abge- 
schlossen, so daß eine endgültige Aussage darüber nicht möglich ist, 
ob es sich hier tatsächlich um durch VC verursachte Erkrankungen 
handelt. 

Zur Frage der notwendigen Erhebungen ist festzustellen, daß ein 
Arzt, der den begründeten Verdacht hat, daß bei einem Beschäftig- 
ten eine Berufskrankheit besteht, dies nach §§ 5 und 7 der 7. Be- 
rufskrankheiten-Verordnung zum TrägeV der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung (Berufsgenossenschaft) sowie der für den medizinischen 
Arbeitsschutz zuständigen Stelle (Staatlicher Gewerbearzt) mitzu- 
teilen hat. Angezeigte Fälle aus PVC-Betrieben werden von der Be- 
rufsgenossenschaft der chemischen Industrie zentral ausgewertet. 
Zur Vermeidung der Gefährdung Beschäftigter in der PVC-Weiterver- 
arbeitung konnte der Gehalt an monomerem VC im PVC durch ent- 
sprechende technologische Maßnahmen drastisch gesenkt werden. 
Die in letzter Zeit von der Berufsgenossenschaft der chemischen In- 
dustrie festgestellten Konzentrationen von VC in der Raumluft bei 
der PVC-Weiterverarbeitung bewegen sich um 1 ppm. Eine Gesund- 
heitsschädigung Beschäftigter in der PVC-Weiterverarbeitung dürfte 
d^mit künftig weitgehend ausgeschlossen sein. 

Vinylchlorid ist — wenn auch nach den bisherigen Feststellungen 
Erkrankungen nur bei Arbeitnehmern aufgetreten sind — eine Sub- 
stanz, die wegen ihrer Gefährlichkeit auch unter dem Gesichtspunkt 
des Nachbarschaftsschutzes besondere Aufmerksamkeit verdient. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei einigen Anwohnern eines 
PVC-herstellenden Betriebes der Verdacht auf eine sogenannte „Vinyl- 
chloridkrankheit“ geäußert worden ist. Die ärztlichen Untersuchungen 
hierzu sind noch nicht abgeschlossen. Bisher ist jedoch bei keinem 
der Verdachtsfälle eine Vinylchloridkrankheit gesichert. Das zuständige 
Landesministerium hat den staatlichen Gewerbearzt beauftragt, zu den 
Verdachtsfällen gutachtlich Stellung zu nehmen. 

Im Hinblick auf die möglichen Gefahren durch Vinylchlorid für die 
Umwelt, insbesondere für Anwohner von PVC-Betrieben ist in der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft vom 28. August 
1974 bereits ein Emissionsgrenzwert für Vinylchlorid festgesetzt 
worden. Im Land Nordrhein-Westfalen, in dem sich die meisten Be- 
triebe der PVC-Herstellung und -Weiterverarbeitung befinden, sind 
durch einen Runderlaß des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales NRW vom 6. März 1975 die zuständigen Behörden angewiesen 
worden, zum Schutz der Arbeitnehmer und der Nachbarschaft strenge 
Anforderungen zur Begrenzung des Schadstoffes zu stellen. 

Die Bundesregierung unterstützt Bemühungen zu einer weiteren Auf- 
klärung der mit Vinylchlorid verbundenen Gefahren. Sie steht in 
einem Meinungs- und Erfahrungsaustausch mit dem Krebsforschungs- 
zentrum der WHO in Lyon und den zuständigen Stellen der EG-Kom- 
mission und beabsichtigt u. a. im Frühjahr 1976 auf einem workshop 
zusammen mit dem Internationalen Krebsforschungszentrum ein 
Resümee der zahlreichen Forschungsarbeiten zum Them^ Vinyl- 
chlorid auf nationaler und internationaler Ebene zu ziehen. 
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18. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
Werner den jüngsten Aktivitäten des Kommunistischen Bun- 

(CDU/CSU) des Westdeutschlands in Heidelberg und Frankfurt, 

und gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls, 
das Demonstrationsrecht zu verändern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 28. JuU 1975 

In ihrer ausführlichen Stellungnahme zu dem vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des Gemeinschafts- 
friedens (Drucksache 7/2854, S. 13) hat die Bundesregierung dar- 
gelegt, daß die geltenden Vorschriften ausreichen, etwaigen Aus- 
schreitungen bei Demonstrationen, insbesondere Gewalttätigkeiten, 
die aus Menschenansammlungen heraus begangen werden, wirksam 
zu begegnen. 

Ebenfalls bieten die Bestimmungen des Versammlungsgesetzes, vor 
allem die Verbots- und Auflösungsmöglichkeiten der §§ 5, 13 und 15 
des Versammlungsgesetzes (VersammlG), ausreichende Handhabe, 
Mißbräuche der Versammlungsfreiheit und des Demonstrationsrechts 
vorbeugend zu verhindern oder zu unterbinden (vgl. hierzu ebenfalls 
Stellungnahme der Bundesregierung in der Drucksache 7/2854, S. 16). 


19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sprecher 
Werner des Kommunistischen Bundes Westdeutschlands 

(CDU/CSU) (KBW) in Heidelberg erklärten, der KBW stehe 

nicht auf dem Boden des Grundgesetzes, und wann 
wird die Bundesregierung ein Verbot dieser Organi- 
sation aussprechen? 

Antwort des Parlamentarischen Staassekretärs Dr. Schmude 
vom 28. Juli 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der KBW die verfassungsmäßige 
Ordnung der Bundesrepublik Deutschland ablehnt. An der verfassungs- 
feindlichen Zielsetzung des KBW besteht für die Bundesregierung kein 
Zweifel. 

Wie sie wiederholt erklärt hat, hält die Bundesregierung grundsätzlich 
Verbotsmaßnahmen für das äußerste und letzte Mittel des Rechts- 
staats bei der Abwehr verfassungsfeindlicher Bestrebungen. Sie ist 
jedoch unverändert der Auffassung, daß etwaige Verbotserwägungen 
nicht zum Gegenstand öffentlicher Erörterungen gemacht werden 
dürfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

20. Abgeordneter Aus welchen Gründen konnte die Bundesregierung 
Mattick nicht um die Auslieferung des wegen national- 

(SPD) sozialistischer Verbrechen gesuchten früheren SS- 

Unter Sturmführer s Walter Kutschmann durch die 
argentinische Regierung bitten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. JuÜ 1975 

Die Bundesregierung, der Senator für Justiz in Berlin und der General- 
staatsanwalt bei dem Kammergericht haben bereits im Jahr 1967 die 
Möglichkeiten einer Auslieferung des wegen nationalsozialistischer 
Gewaltverbrechen gesuchten früheren SS-Untersturmführers Walter 
Kutschmann aus Argentinien geprüft, nachdem bekannt geworden war, 
daß Kutschmann als argentinischer Staatsangehöriger unter dem Namen 
Peter Olmo in Buenos Aires wohnhaft: und dort als Einkaufsleiter bei 
einer Tochtergesellschaft der Firma Osram tätig war. Das Ergebnis 
dieser Prüfung war 
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1 . die dem Verfolgten zur Last gelegten Taten dürften von der argen- 
tinischen Regierung nach den vorhandenen Präzedenzfällen nicht 
als politische Delikte angesehen werden, so daß insoweit keine 
auslieferungsrechtüchen Bedenken bestehen; 

2. die Taten sind zwar nach argentinischem Recht verjährt. Dies muß 
jedoch nicht zur Versagung einer Auslieferung führen, da noch kein 
deutsch-argentinischer Auslieferungsvertrag besteht und das argen- 
tinische Recht insoweit auf das Recht des ersuchenden Staates 
abstellt ; 

3. der Verfolgte hat 1950 die argentinische Staatsangehörigkeit erwor- 
ben. Seine Auslieferung aus Argentinien wäre nach argentinischem 
Recht zwar gleichwohl möghch; sie würde aber voraussetzen, daß die 
Bundesregierung der argentinischen Regierung die Gegenseitigkeit in 
dem Sinne zusichert, daß ein von argentinischen Behörden verfolgter 
deutscher Staatsangehöriger, der zur Zeit der Begehung der Straf- 
taten, derentwegen er aus der Bundesrepublik Deutschland nach 
Argentinien ausgeliefert werden soll, noch argentinischer Staats- 
angehöriger war, aus der Bundesrepublik Deutschland nach Argen- 
tinien ausgeliefert wird. Eine solche für eine Auslieferung Kutsch- 
manns aus Argentinien erforderliche Gegenseitigkeitserklärung 
kann die Bundesregierung jedoch nicht abgeben, da nach Artikel 1 6 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes kein Deutscher an das Ausland 
ausgehefert werden darf. 

Aus diesen Gründen hat die zuständige Staatsanwaltschaft im Einver- 
nehmen mit allen beteiligten Stellen davon abgesehen, ein Ersuchen 
um Auslieferung des Walter Kutschmann aus Argentinien anzuregen. 


21. Abgeordneter 
Mattick 
(SPD) 


Kann sich die Bundesregierung für den Fall, daß 
rechtliche Bestimmungen die Auslieferung Kutsch- 
manns nicht zulassen, erklären, warum Kutschmann 
dann nach seiner vorläufigen Festnahme in Argen- 
tinien untergetaucht ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. Juli 1975 

Die Bundesregierung vermutet, daß Kutschmann untergetaucht ist, 
weil er für ihn nicht vorhersehbaren Schwierigkeiten aus dem Wege 
gehen wollte. 


22. Abgeordneter 

Dr. Geßner 

(SPD) 


Warum hat es das Bundeskriminalamt oder die 
Deutsche Botschaft in Buenos Aires unterlassen, 
die argentinischen Behörden davon in Kenntnis 
zu setzen, daß gegen den dort unter falschem 
Namen lebenden Pedro Ricardo Olmo, alias Dr. Wal- 
ter Kutschmann, in der Bundesrepublik Deutschland 
ein Haftbefehl wegen Beihilfe zum Mord an etwa 
65 jüdischen Bürgern vor liegt, die er während seiner 
Tätigkeit als Offizier der Gestapo 1941 in Galizien 
begangen haben soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. Juli 1975 

Eine Unterrichtung der argentinischen Behörden durch das Bundes- 
kriminalamt kam nicht in Betracht, da gegen Kutschmann keine inter- 
nationale Fahndung bestand. Nach Nummer 106 Abs. 1 der Richt- 
linien für den Verkehr mit dem Ausland in Strafrecht heben Angelegen- 
heiten vom 15. Januar 1959 (RiVASt) kann die internationale Fahn- 
dung durch Interpol veranlaßt werden, wenn Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, daß sich der Verfolgte im Ausland befindet, der Aufent- 
haltsstaat aber nicht bekannt ist. Seit Ende 1967 war aber bekannt, 
daß Kutschmann in Buenos Aires lebte. Eine Beteihgung des Bundes- 
kriminalamts als deutsches Zentralbüro der Interpol schied daher aus. 
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Die Bundesregierung, der Senator für Justiz in Berlin und der General- 
staatsanwalt bei dem Kammergericht waren bereits im Jahr 1967 
nach sorgfältiger Prüfung zu dem Ergebnis gelangt, daß ein Ersuchen 
an die argentinische Regierung, Kutschmann auszuliefem, aus folgen- 
den Gründen keine Aussicht auf Erfolg hatte : 

Der Verfolgte hat 1950 die argentinische Staatsangehörigkeit erwarben. 
Seine Auslieferung aus Argentinien wäre nach argentinischem Recht 
zwar gleichwohl möglich; sie würde aber voraussetzen, daß die Bundes- 
regierung der argentinischen Regierung die Gegenseitigkeit in dem Sinne 
zusichert, daß ein von argentinischen Behörden verfolgter deutscher 
Staatsangehöriger, der zur Zeit der Begehung der Straftaten, derent- 
wegen er aus der Bundesrepublik Deutschland nach Argentinien aus- 
geliefert werden soll, noch argentinischer Staatsangehöriger war, aus 
der Bundesrepublik Deutschland nach Argentinien ausghefertTwird. 
Eine solche für eine Auslieferung Kutschmanns aus Argentinien er- 
forderliche Gegenseitigkeitserklärung konnte — und kann ~ die Bun- 
desregierung jedoch nicht abgeben, da nach Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes kein Deutscher an das Ausland ausgeliefert werden 
darf. 

Aus diesen Gründen hat der Generalstaatsanwalt bei dem Kammer- 
gericht im Einvernehmen mit allen beteiligten Stellen davon abge- 
sehen, ein Ersuchen um Auslieferung des Walter Kutschmann aus 
Argentinien anzuregen. Er hat es ferner nicht für sachdienlich gehalten, 
die argentinischen Behörden durch die deutsche Botschaft in Buenos 
Aires davon unterrichten zu lassen, daß gegen Kutschmann ein Haft- 
befehl wegen Begehung von NS-Verbrechen besteht. Die Botschaft 
konnte von sich aus nicht tätig werden. 


23. Abgeordneter 
Dr. Geßner 
(SPD) 


Aus welchen Gründen wurde zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Argentinien bisher noch 
kein Auslieferungsvertrag abgeschlossen, zumal 
Argentinien nach dem Zweiten Weltkrieg Zufluchts- 
stätte für viele NS-Verbrecher geworden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. Juü 1975 

Nach Verhandlungen in Bonn und Buenos Aires 1965 und 1969 über- 
mittelte die argentinische Regierung 1974 der Bundesregierung einen 
erheblich umgestalteten Vertragsentwurf, zu dem die Bundesregierung 
vor kurzem Stellung genommen hat. Sollte die nunmehr erwartete 
Gegenäußerung Argentiniens weitere mündliche Verhandlungen nützlich 
erscheinen lassen, wird die Bundesregierung sich um einen baldigen 
Vertragsabschluß bemühen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, um die Bildung von 

Dr. Lauritzen Eigentum im Wohnungswesen zu fördern, die auf 

(SPD) der Insel Sylt in großer Anzahl vorhandenen und 

von Bundesbediensteten bewohnten bundescigenen 
Mietwohnungen kaufwilligen Mietern zu angemesse- 
nen und tragbaren Bedingungen zu übereignen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 28. Juli 1975 

Nach den Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung dürfen Vermögens- 
gegenstände nur veräußert werden, wenn sie der Bund zur Erfüllung 
seiner Aufgaben in absehbarer Zeit nicht benötigt. Die bundeseigenen 
Wohnungen in den Orten List, Westerland und Hörnum auf Sylt wer- 
den überwiegend für die Wohnungsfürsorge benötigt und sind daher 
für den Bund nicht entbehrlich. Diese Gebäude sind in den drei Orten 
bestimmten Einrichtungen des Bundes (vor allem Kasernen) räumlich 
oder funktionell zugeordnet und müssen auch künftig unmittelbar 
oder mittelbar für die Unterbringung von Bundesbediensteten zur 
Verfügung stehen. Bei einer Veräußerung würden sie der Wohnungs- 
fürsorge für immer entzogen. Zur Zeit warten 79 Bundesbedienstete, 
vorwiegend Bundeswehrangehörige, auf die Zuweisung einer Wohnung. 

Soweit Reihen- oder Doppelhäuser in Einzelfällen auf Dauer nicht für 
Bundeszwecke benötigt werden, können sie selbstverständlich verkauft 
werden, ln den letzten Jahren wurden 16 Häuser an Bundesbedienstete 
veräußert, weitere 18 zum Kauf angeboten. 


25. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Gegensatz zu anderen gemein- 

Schleifenbaum nützigen Verbänden die Sportvereine — obwohl 

(FDP) gemeinnützig — nicht berechtigt sind, selbst Spen- 

denquittungen zur Bestätigung der Steuerabzugs- 
fähigkeit auszustellen, und ist die Bundesregierung 
bereit, darauf einzuwirken, daß die verwaltungs- 
mäßige Benachteiligung der Sport verbände be- 
seitigt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 25. Juli 1975 

Nach geltendem Recht sind Spenden zur Förderung des Sports nur 
dann abzugsfähig, wenn sie an oder über eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts oder eine öffentliche Dienststelle geleistet werden. Die 
Sportvereine selbst sind also zur Ausstellung von Spendenbescheini- 
gungen nicht berechtigt. 

Dieser Rechtszustand gilt auch für Spenden zur Förderung der meisten 
anderen als besonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen 
Zwecke, nämlich für Spenden zur Förderung der Kunst, der Heimat- 
pflege und Heimatkunde, der Pflege von Kulturwerten, des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege, der Verbundenheit der Bevölke- 
rung von Berlin (West) mit der Bevölkerung im übrigen Bundesgebiet, 
der Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit, des Zivilschutzes, der 
Entwicklungshilfe sowie des Umweltschutzes. Von einer Benachteili- 
gung der Sportvereine kann infolgedessen keine Rede sein. 

Die Finanzverwaltung ist der Auffassung, daß eine ordnungsmäßige 
Abwicklung des Spendenbescheinigungsverfahrens nicht gewähr- 
leistet wäre, wenn die immerhin rund 44 000 Sportvereine selbst Spen- 
denbescheinigungen ausstellen dürften. Insbesondere könnte nicht 
überprüft werden, ob Mitgliedsbeiträge unzulässigerweise als Spenden 
behandelt werden. Im übrigen sind den Finanzbehörden bisher keine 
konkreten Beschwerden gegen das geltende Verfahren bekannt ge- 
worden, bei dem in der Regel kommunale Behörden die Spenden in 
Empfang nehmen und nach den Wünschen der Spender an die Sport- 
vereine weiterleiten. Eine Erhöhung des Spendenaufkommens dürfte 
daher von einer Änderung dieses Verfahrens nicht zu erwarten sein. 

Die bisherigen Vorschläge zur Änderung des geltenden Verfahrens 
waren als Grundlage für eine Neuregelung nicht geeignet, die prakti- 
kabel gewesen wäre und Mißbrauchsmöglichkeiten ausgeschlossen 
hätte. Aus diesen Gründen ist der Bundesminister der Finanzen dem 
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Beschluß der Finanzministerkonferenz vom 6. Februar 1975 beige- 
treten, mit dem die Finanzminister und -Senatoren der Länder ein- 
stimmig abgelehnt haben, den Sportvereinen die Spenderibescheini- 
gungskompetenz einzuräumen. 


26. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Da in der Antwort der Bundesregierung auf meine 
Anfrage, Drucksache 7/3763 Nr. 9 Teil B, das 
Problem der Arbeitslosigkeit von der Bundesregie- 
rung als vorübergehender Natur bezeichnet wird, 
frage ich die Bundesregierung, auf Grund welcher 
Daten sie zu dieser Aussage kommt, und ob sie 
einen Zeitpunkt angeben kann, wann nach ihrer 
Auffassung mit einer deutlichen Verminderung der 
Arbeitslosenziffer zu rechnen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom21. Juli 1975 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die derzeitige Arbeitslo- 
sigkeit zum überwiegenden Teil ein konjunkturelles Phänomen ist, so 
daß mit einem deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit gerechnet 
werden kann, sobald die Konjunktur sich wieder belebt. 


27. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


Da die Bundesregierung sagt, daß man mit Sicher- 
heit davon ausgehen könne, daß die von der CDU/ 
CSU genannten Maßnahmen zur Konjunkturbe- 
lebung die öffentlichen Haushalte insgesamt erheb- 
lich stärker belasten würden als die Kosten für die 
zur Zeit bestehende Arbeitslosigkeit frage ich die 
Bundesregierung, wie hoch sie die Kosten der von 
der CDU/CSU vorgeschlagenen Alternativen wie 
die Verdoppelung des Betrags von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern, die Anpassung der Steuerbi- 
lanz an die Handelsbilanz zwecks Vermeidung 
der Besteuerung von Scheingewinnen, Verlust- 
rücktrag, Verbesserung der Abschreibungsmöglich- 
keiten sowie langfristig die Reform des Gewerbe- 
steuersystems ansieht, und wie hoch werden bei 
jetzt noch mehr als einer Million Arbeitslosen 
und ca. einer Million Kurzarbeiter die Kosten sein, 
wenn diese Zahlen weiterhin gleich bleiben oder 
gar zunehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 21. Juli 1975 

Zwischen den steuerpolitischen Vorschlägen der CDU/CSU und der 
Arbeitslosigkeit besteht keine Alternative, was die Kosten anbelangt, 
weil die Steuermaßnahmen die ohnehin schon angespannten öffent- 
lichen Haushalte auf Dauer belasten, während die Haushaltsaufwen- 
dungen im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit entsprechend dem 
Rückgang der Arbeitslosigkeit zurückgehen bzw. entfallen werden. Wie 
die in der Anlage beigefügte Zusammenstellung zeigt, sind die von der 
CDU/CSU mit Hinweis auf ihre konjunkturanregende Wirkung gemach- 
ten steuerpolitischen Vorschläge mit Steuerausfällen verbunden, die 
insgesamt auf weit über 10 Milliarden DM jährlich zu schätzen sind. 
Auch sind steuerliche Maßnahmen kaum geeignet, schnell wirksame 
Konjunkturanstöße zu vermitteln, die einen Rückgang der Arbeitslosig- 
keit zur Folge hätten. 


14 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksachO 7/3920 


Vorschläge der CDU/CSU zur Konjunkturbelebung 
hier: Finanzielle Auswirkungen 


Lfd. 

Nr. 

Vorschlag i) 

Steuerminder- 
einnahmen 
Entstehungs- 
jahr 1975 2) 
Millionen DM 

1 

Verdoppelung der Grenze für gering- 
wertige Wirtschaftsgüter von 800 DM auf 
1600 DM 

3500 

2 

Einführung eines Verlustrücktrages (Rück- 
trag der Verluste aus 1974 nach 1973 und 
1972, Begrenzung auf 5 Millionen DM) 

830 

3 

Verbesserung der Abschreibungsmöglich- 
keiten: Ausweitung der degressiven Ab- 
schreibung bis zum 3-fachen der linearen 
Abschreibung, höchstens jedoch 30 v. H. 

2500 

4 

Erleichterungen bei der Gewerbesteuer: 
Verzicht auf die Hinzurechnung von 
Dauerschulden und Dauerschuldzinsen 

2600 

5 

Steuererleichtungen bei Maßnahmen zur 
Belebung der Bauwirtschaft: Ausdehnung 
des § 7 b EStG, erhöhte Abschreibungen 
bei Modernisierungen, Sonderausgaben- 
abzug für Modemisierungsaufwendungen 
durch den Mieter 

500 

6 

Erhöhung der Investitionszulage (regional) 
von 7,5 V. H. auf 10 v. H. und Auswei- 
tung der Förderung 

700 

7 

Senkung der Vermögensteuer für nicht- 
natürliche Personen von 1 v. H. auf 
0,7 V. H. 

930 

8 

Anpassung der Steuerbilanz an die 
Handelsbilanz 

nicht quantifi- 
zierbar, jedoch 
Ausfälle in 
Milliarden-Höhe 


1) Soweit Vorschläge nicht präzisiert waren, mußten bestimmte Annahmen ge- 
macht werden. 

2) Teilweise grobe Schätzungen. ~ 


28. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt ist nach Meinung der Bun- 

Pfeffermann desregierung damit zu rechnen, daß das NATO- 

(CDU/CSU) Manövergebiet an der Nordspitze des Erfelder 

Altrheines nicht mehr für militärische Zwecke ge- 
nutzt wird und damit wieder als Naturschutz- 
gebiet uneingeschränkt zur Verfügung steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 25. Juli 1975 

Bei dem von Ihnen als NATO-Manövergebiet bezeichneten Gelände 
handelt es sich um den US-Wasserübungsplatz Leeheim. Nach Angaben 
der US-Streitkräfte wird dieses für sie wichtige Übungsgelände auch 
weiterhin dringend benötigt. Selbst wenn es von den Streitkräften 
freigegeben werden sollte, ist eine Rückgabe an die Eigentümer nicht 
möglich, da nach dem Stand der derzeit gültigen Planung Anschluß- 
bedarf der Bundeswehr besteht. 
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29. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ein militärisches Interesse 
Pfeffermann der Bundeswehr am rechtsrheinischen Ufergebiet 

(CDU/CSU) des Altrheines zwischen Stromkilometer 1^4 und 2,8, 

also zwischen NATO-Gebiet und „Schwedensäule“ 
auf Dauer ausschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 25. Juli 1975 

An dem rechtsrheinischen Ufergebiet des Altrheins zwischen dem 
US-Übungsgelände und der „Schwedensäule“ besteht nach heutigen 
Erkenntnissen kein militärisches Interesse der Bundewehr. 


30. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von Gail und 
Grothe im Betriebsberater 1975, S. 551 ff., vertre- 
tene Auffassung, daß der Ausführungserlaß des 
Bundesministers der Finanzen vom 26. Februar 
1975 zu § 4 b des Investitionszulagengesetzes 
(InvZulG 1975) durch die Übertragung des Merk- 
mals der Bestellung auf Herstellungen zu einer 
vom Wortlaut des § 4 b InvZulG 1975 nicht ge- 
deckten Einengung der zulagebegünstigten Investi- 
tionen vor allem zu Beginn des Begünstigungs- 
zeitraums führt, und trifft es zu, daß damit von den 
bisher etwa bei den Abschreibungsbestimmungen 
des Einkommensteuerrechts und bei der Investi- 
tionssteuer geltenden Grundsätzen der Abgrenzung 
zwischen den Begriffen „Anschaffung“ und „Her- 
stellung“ ab gegangen wird? 


31. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, im 
Zusammenwirken mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder dafür Sorge zu tragen, daß die Begriffe 
,, Anschaffung“ und „Herstellung“ in § 4 b InvZulG 
1975 durch die Steuerverwaltung entsprechend dem 
Wortlaut des Gesetzes und der bisher gefestigten 
Abgrenzung angewandt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 25. Juli 1975 

Die von Gail und Grothe im Betriebsberater 1975, S. 551 ff. vertretene 
Auffassung wird von der Bundesregierung nicht geteilt. 

Die im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
getroffenen Verwaltungsregelungen zur Auslegung des Begriffs „Be- 
ginn der Herstellung“ verstoßen weder gegen den Wortlaut noch gegen 
die Zielsetzung der Vorschriften über die Gewährung einer Investitions- 
zulage zur Konjunkturbelebung. Sie entsprechen den Regelungen zur 
Abgrenzung des Begriffs des Herstellungsbeginns, die bei der Anwen- 
dung früherer einkommensteuerrechtlicher Vorschriften getroffen 
worden sind, z. B. bei der Anwendung des § 7 c EStG (vgl. Abschnitt 69 
Abs. 1 EStR 1962) und der Ersten Verordnung über steuerliche Kon- 
junkturmaßnahmen vom 10. Februar 1967. Sie decken sich fast wört- 
lich mit den Verwaltungsanweisungen über die vorübergehende Er- 
hebung der Steuer für den Selb st verbrauch zum Ausschluß des Vor- 
steuerabzugs bei Wirtschaft sgütem des Anlagevermögens (§ 30 UStG 
n. F.). 

Die Auslegung des Begriffs „Beginn der Herstellung“ hat zudem keiner- 
lei Bedeutung für die Begriffe „Anschaffung“ oder „Herstellung“. Die 
bisherige Auslegung dieser Begriffe bleibt unberührt. 


16 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3920 


32. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


Kann die Deutsche Bundesbank trotz der geld- 
politischen Erleichterungen im ersten Halbjahr 
1975 ihr Vorhaben einhalten, die Zentralbank- 
geldmenge im Jahr 1975 nicht um mehr als 8 % 
zu erhöhen und halten Bundesregierung^ und 
Deutsche Bundesbank ihre Absicht, die Erhöhung 
der Zentralbankgeldmenge zu beschränken, auch in 
der gegenwärtigen Konjunktursituation aufrecht? 


Antwort des Staatssekretärs PÖhl 
vom 22. Juli 1975 

Ihr Frage nach der Zentralbankgeldmengenpolitik der Bundesbank 
und der Haltung der Bundesregierung hierzu beantworte ich wie folgt: 

1 . Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank hat am 5. Dezember 

1974 „ein Wachstum der Zentralbankgeldmenge im Jahresverlauf 

1975 um etwa 8 % als stabilitätspolitisch vertretbar“ bezeichnet. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das „Achtprozent- 
Ziel“ im Jahr 1975 nicht überschritten wird. 

Die geldpolitischen Erleichterungen, die die Deutsche Bundesbank 
im ersten Halbjahr 1975 beschlossen hat, haben nicht bewirkt, 
daß die Zentralbankgeldmenge in dieser Zeit mit einer Jahresrate 
von 8 % oder mehr gestiegen wäre. Die Zentralbankgeldmenge 
hat im Gegenteü sogar schwächer expandiert. Auf Jahresrate um- 
gerechnet ist sie 

in den letzten 3 Monaten um rd. 4 %, 

in den letzten 6 Monaten um rd. 7 % 

und 

in den letzten 12 Monaten um ebenfalls rd. 7 % 
gewachsen. 

Geldpolitische Erleichterungen, wie z. B. die ab Juli 1975 wirk- 
same Freigabe von Mindestreserven im Betrage von gut vier Mil- 
liarden DM, erhöhen zunächst lediglich die Liquidität des Banken- 
systems. Sie schaffen die Voraussetzung dafür, daß die Banken 
mehr und billigere Kredite geben könnten, wenn dafür vermehrte 
Nachfrage aufträte. Die Zentralbankgeldmenge im Sinne des „Acht- 
prozent-Ziels“ wächst erst dann, wenn die Kreditinstitute auf Grund 
ihrer verbesserten Liquidität ihre Kredite auch tatsächlich aus weiten, 
so daß die Einlagen bei Banken stärker wachsen und daher wegen 
der Mindestreservebestimmungen erhöhte Pflicht einlagen bei der 
Bundesbank gehalten werden müssen. Die Zentralbankgeldmenge 
wächst außerdem, wenn und soweit die Bankenkundschaft ihre 
Bankeinlagen vermehrt in Bargeld um wandelt, was z. B. während der 
Hauptreisezeit eine bedeutende Rolle spielt. Im Prinzip ist also das 
Wachstum der Zentralbankgeldmenge im Sinne des „Achtprozent- 
Ziels“ an Vorgänge auf der Passivseite der Bankbilanzen angeknüpft, 
sie ist somit im wesentlichen Reflex einer vorangegangenen Kredit- 
expansion der Banken. Die Zentralbankgeldmenge im Sinne dieser 
Definition wächst nicht schon dann, wenn durch Freigabe von 
Mindestreserven den Banken liquide Mittel zugeführt werden, um 
die Voraussetzungen für eine Kreditexpansion zu verbessern. 

2. Bundesregierung und Bundesbank halten auch in der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Situation an ihrer Absicht fest, die Erhöhung der 
Zentralbankgeldmenge um acht Prozent im Jahresverlauf als Ober- 
grenze zu betrachten. Damit sind genügend weit gezogene monetäre 
Rahmenbedingungen für eine konjunkturelle Belebung vorgegeben. 


33. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
daß Bestimmungen über die Geltendmachung von 
Grundsteuersatzbeträgen nach Artikel 106 Abs. 8 
des Grundgesetzes beschleunigt erlassen werden, 
und inwieweit wird dabei auch sichergestellt, daß 
die Finanzämter den Kommunen Einsicht in die 
entsprechenden Unterlagen geben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 22* Juli 1975 

In meiner Antwort auf Ihre Frage zur Fragestunde am 4./ 5. Dezember 
1974 hatte ich Ihnen mitgeteilt, daß bei der Bearbeitung der vorliegen- 
den Anträge zum Ausgleich von wegfallenden Grundsteuerersatz- 
beträgen allgemeine Rechtsfragen aufgetreten waren, die noch der 
Prüfung bedürfen. Die Prüfung ist inzwischen abgeschlossen. Dabei hat 
sich die Notwendigkeit ergeben, besondere Richtlinien zu erlassen. 
Diese Richtlinien werden z. Z. vorbereitet. Hierzu sind weitere Er- 
mittlungen und Abstimmungen mit den beteiligten Bundesministerien 
erforderlich. Die Richtlinien werden deshalb kurzfristig noch nicht 
erlassen werden können. Das Bundesfinanzministerium wird die Ar- 
beiten an den Richtünien jedoch so schnell wie möglich vorantreiben. 

Im Rahmen der Vorbereitung der Richtlinien wird auch zu prüfen sein, 
wie zu verfahren ist, wenn die zur Feststellung der Höhe der Aus- 
gleichsansprüche notwendigen Unterlagen nicht zu erhalten sind. 
Falls Ihnen derartige Fälle bekannt sind, wäre ich Ihnen dankbar, 
wenn Sie sie mir mitteilen würden. Ich werde sie dann gern in die 
Prüfung mit einbeziehen. 

34. Abgeordneter Welche Hinderungsgründe standen oder stehen 
Dr. Althammer der bei der Haushaltsrechtsreform ausgeklammerten 
(CDU/CSU) Neuregelung der personellen Besetzung und der 

inneren Organisation des Bundesrechnungshofs 
entgegen, für die zur Zeit noch Teil V der im übri- 
gen aufgehobenen Reichshaushaltsordnung vom 
31. Dezember 1922 sowie die noch geltenden 
Vorschriften des Gesetzes über Errichtung und 
Aufgaben des Bundesrechnungshofs vom 27. No- 
vember 1950 gelten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 22. Juli 1975 

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Referentenentwurf 
eines Gesetzes über den Bundesrechnungshof erstellt und ihn mit 
den anderen Bundesministerien und dem Bundesrechnungshof abge- 
stimmt. Noch nicht geklärt sind im wesentUchen zwei Fragen, die 
beide die Personalstruktur des Bundesrechnungshofs betreffen. 

Das erste Problem berührt die Amtsbezeichnungen und die besol- 
dungsmäßigen Folgerungen. Hierzu wurde die Entscheidung des Ge- 
setzgebers im Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) abgewartet, 
das am 1. Juli 1975 in Kraft getreten ist. Der Gesetzgeber hat im 
Hinbhck auf das Moratorium in Bund und Ländern davon abgesehen, 
die Vorschläge des Bundesrechnungshofs im 2. BesVNG zu verwirk- 
lichen, Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß Fragen der Personal- 
struktur und der Besoldung in dem Bundesrechnungshofgesetz als 
einem Organisationsgesetz nicht geregelt werden sollten. Diese Auf- 
fassung hat auch der Vorsitzende des Haushaltsausschusses in der 
Sitzung des Haushaltsausschusses am 26. Februar 1975 vertreten 
(Protokoll Nr. 88, S. 24). 

Die zweite Frage betrifft die Mitwirkung des Parlaments bei der Er- 
nennung des Präsidenten und des Vizepräsidenten des Bundesrech- 
nungshofes, die verfassungsrechtliche und verfassungspolitische Prob- 
leme auf wirft. Sie ist daher von grundsätzlicher Bedeutung und be- 
darf noch eingehender Prüfung. 


35. Abgeordneter Treffen Informationen zu, wonach das Zollamt 

Kiechle in Lindenberg (Allgäu) aufgelöst und nach Lindau 

(CDU/CSU) (Bodensee) verlagert werden soll, und wenn ja, wel- 

che Gründe veranlassen die Bundesfinanzverwaltung 
zur Schheßung dieses Zollamts? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. Juli 1975 

Das Bundesfinanzministerium hat die Oberfinanz dir ektion München 
im April d. J. aufgefordert, u. a. zu prüfen, ob das mit nur fünf Ar- 
beitskräften besetzte Zollamt Lindenberg aufgehoben werden kann, 
und seine Aufgaben auf das etwa 1 5 km entfernte Hauptzollamt Lindau 
übertragen werden können. Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 

Die Zusammenlegung kleinerer Zolldienststellen mit benachbarten 
größeren Dienststellen dient dem Zweck, leistungsfähige Verwaltungs- 
einheiten zu schaffen. 

Das Bundesfinanzministerium bemüht sich seit Jahren, die Zollver- 
waltung zu rationalisieren, um die gestiegenen Aufgaben mit geringerem 
Personalbestand bewältigen zu können. Bisher sind bereits mehr als 
400 kleinere Zolldienststellen aufgelöst worden. 

Zu nennenswerten Erschwernissen für die Wirtschaft durch die Zu- 
sammenlegung von Zolldienststellen ist es bisher nicht gekommen. 
Die Zollverwaltung hat stets Wege gefunden, durch Verfahrenser- 
leichterungen und organisatorische Maßnahmen Schwierigkeiten für 
die Wirtschaft zu vermeiden. Auch im Fall Lindenberg werden der- 
artige Möglichkeiten gefunden werden, falls die Prüfung ergeben sollte, 
daß es zweckmäßig ist, das Zollamt aufzuheben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Tat- 

Josten Sache, daß die Bundesrepublik Deutschland durch 

(CDU/CSU) die Wettbewerbsverzerrungen im Vergleich zu 

unseren Nachbarländern und dies insbesondere 
durch unterschiedliche Umsatzbesteuerung ein 
teueres Reiseland für Ausländer wurde, die Um- 
satzbesteuerng des Gastgewerbes neu zu planen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 1. August 1975 

In der Vergangenheit ist wiederholt beantragt worden, für Umsätze 
des Hotel- und Gaststättengewerbes den ermäßigten Steuersatz von 
5,5 V. H. vorzusehen. Zuletzt hat der Freistaat Bayern im April ver- 
gangenen Jahres beantragt, die Lieferungen von Speisen und Getränken 
zum Verzehr an Ort und Stelle künftig dem ermäßigten Steuersatz zu 
unterwerfen (Bundesrats-Drucksache 310/74). Der federführende 
Finanzausschuß und der Wirtschaftsausschuß haben dem Bundesrat 
seinerzeit empfohlen, den betreffenden Gesetzentwurf des Freistaats 
Bayern beim Deutschen Bundestag nicht einzubringen. Die Bundes- 
rats-Drucksache 310/74 enthält die maßgeblichen Gründe, die gegen 
die beantragte Begünstigung sprechen. 

Hervorzuheben ist insbesondere, daß allein schon bei einer Beschrän- 
kung des ermäßigten Steuersatzes auf die Lieferungen von Speisen 
und Getränken - einschließlich alkoholischer Getränke - der Steuer- 
ausfall nach neuesten Berechnungen jährlich etwa 1,7 Milliarden DM 
betrüge. Im Falle der Steuerermäßigung für alle Umsätze des Hotel- 
und Gaststättengewerbes sowie für die dann ebenfalls zu begünstigen- 
den Getränkeumsätze außerhalb des Gastgewerbes ergäbe sich eine 
Minderung des Umsatzsteueraufkommens um jährlich etwa 3 Milliarden 
DM. Zudem würde eine umsatzsteuerliche Begünstigung des Hotel- und 
Gaststättengewerbes mit Sicherheit zahlreiche Berufungen aus anderen 
Bereichen des Dienstleistungsgewerbes auslösen, bei denen mit weiteren 
hohen Steuerausfällen zu rechnen wäre. 
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Die Ermäßigung der Umsatzsteuer für einen Teil der Umsätze des Gast- 
gewerbes, z. B. für die Lieferungen von Speisen und nichtalkoholischen 
Getränken, die einen Steuerausfall von rd. 800 Millionen DM ergäbe, 
würde die Besteuerung in diesem Bereich außerordentUch erschweren. 
Leistungen, die zu einem Gesamtpreis angeboten werden (wie z. B. 
Beherbergung mit Vollpension), müßten in diesem Falle für die Steuer- 
berechnung aufgeteilt werden. In den Rechnungen für Gäste, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sind, müßte die Umsatzsteuer vielfach nach 
verschiedenen Steuersätzen berechnet werden. Die Vertreter des Gast- 
gewerbes selbst haben die sich daraus ergebenden Schwierigkeiten 
bei der Einführung der Mehrwertsteuer (neue Umsatzsteuer) als unzu- 
mutbar bezeichnet. 

Ein Vergleich mit den Nachbarländern, der häufig angestellt wird, 
vermag ebenfalls eine umsatzsteuerrechtliche Begünstigung des Gast- 
gewerbes in der Bundesrepublik Deutschland nicht zu rechtfertigen. 
Neben Staaten mit einer geringeren umsatzsteuerlichen Belastung 
der Leistungen des Gastgewerbes (z. B. Italien, Luxemburg, Belgien, 
Niederlande) gibt es Staaten, in denen die Umsatzsteuerbelastung 
entweder höher oder nicht wesentlich niedriger ist als in der Bundes- 
republik Deutschland (z. B. Dänemark, Frankreich, Schweden). Dabei 
ist noch zu beachten, daß in Belgien und in den Niederlanden die 
Anwendung des ermäßigten Steuersatzes von 6 v. H. bzw. 4 v. H. mit 
einer Einschränkung oder Versagung des Vorsteuerabzugs für die 
Gaststättenbesucher verbunden ist. Von der deutschen Wirtschaft 
wird eine derartige Regelung entschieden abgelehnt. 


37. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung, um die rück- 
Josten läufige Entwicklung der Ausländerübernachtungen 

(CDU/CSU) in der Bundesrepublik Deutschland zu stoppen, zu 

dem nicht nur das Gastgewerbe, sondern auch ein 
Teil unserer Wirtschaft schon große wirtschaftliche 
Nachteile in Kauf nehmen mußte? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 1. August 1975 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die binnen- und außenwirt- 
schaftliche Bedeutung des Tourismus und seine weiter zunehmende 
Entwicklung eine fremdenverkehrspolitische Konzeption ,, Tourismus 
in der Bundesrepublik — Grundlagen und Ziele — “ erarbeitet, die dem 
Deutschen Bundestag als Drucksache 7/3840 vorliegt. 

Die in der Konzeption entwickelten Ziele 

— Sicherung der für eine kontinuierliche Entwicklung des Tourismus 
erforderlichen Rahmenbedingungen 

— Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Fremdenverkehrswirtschaft 

— Verbesserung der Möglichkeiten für die Teilnahme breiter Bevölke- 
rungsschichten am Tourismus 

— Ausbau der internationalen Zusammenarbeit im Tourismus 

— Verbesserung der Voraussetzungen für die Durchführung der Touris- 
muspolitik — Koordinierung und Information — 

bilden die Grundlage, auf der das tourismuspolitische Schwerpunkt- 
programm (Seite 40 ff. der Drucksache) aufbaut. Dabei kommt der 
Förderung der Auslandswerbung ein besonderer Stellenwert zu. 

In Anbetracht der veränderten Währungsrelationen gegenüber den 
meisten Entsenderländern hat die Bundesregierung ihre Bemühungen 
um den Ausländerreiseverkehr bereits in den letzten Jahren intensiviert. 
So wurde u. a. in der deutschen Fremdenverkehrswerbung im Ausland 
durch die Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) besonderes Gewicht 
auf preiswerte Angebote bei gutem Komfort gelegt. Nach den bisheri- 
gen Ergebnissen des Jahres 1975 zeigt diese Werbung erste Erfolge. 
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Außerdem wird die DZT die schon seit einiger Zeit erfolgreich geübte 
Kooperation mit den deutschen Fremdenverkehrsregionen und -Städten 
in Form einer Anschließe-Werbung weiter ausbauen. Jahreszeitlich 
und auf besonders aktuelle Ereignisse abgestimmte Werbekampagnen 
stehen dabei im Vordergrund. 

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß im internationalen 
Tourismus die Nachfrage aus den USA, Frankreich, Großbritannien 
— neben der Bundesrepublik Deutschland die wichtigsten Herkunfts- 
länder — in den letzten Jahren vornehmlich aus währungspolitischen 
Gründen stark zurückgegangen ist. Beispielsweise sind 1974 — nach 
der Zahl der Übernachtungen — 16 % weniger US-Amerikaner nach 
Europa gekommen. Das hat sich in den einzelnen Ländern unterschied- 
lich ausgewirkt. Während der Rückgang in Jugoslawien, Österreich und 
Griechenland mehr als 35 %, in Norwegen, Schweden, Portugal und 
Türkei mehr als 20 % betrug, hatte die Bundesrepublik Deutschland 
nur einen Rückgang von ca. 10 % zu verzeichnen. 

Die Stabilitätspolitik der Bundesregierung hat jedoch dazu geführt, 
daß die Folgen für die deutsche Fremdenverkehrswirtschaft relativ 
gering geblieben sind. Insgesamt sind die Übernachtungen im deutschen 
Fremdenverkehr 1974 nämlich weiter angestiegen (+ 1,2 %). Sie haben 
in den ersten Monaten 1975 erneut zugenommen. Inländische Touristen 
sind somit an die Stelle ausgebliebener ausländischer Touristen getreten. 


38. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
noch immer nicht beendete Inflation „hausge- 
machte“ Ursachen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 24. Juü 1975 

Es gibt sicher auch hausgemachte Komponenten der gegenwärtigen 
Inflation, wofür die hohe Lohnquote und das Wachstum der öffent- 
lichen Ausgaben als Indizien genommen werden können. Aber diese 
Komponenten der Inflation sind zumeist die Folgewirkungen der 
außenwirtschaftlichen Einflüsse. Primär war die über lange Zeit hinweg 
nicht ausreichende außenwirtschaftliche Absicherung die Hauptursache 
der Inflation. Erst mit der Einführung der flexiblen Wechselkurse 
konnte diese Inflationsquelle geschlossen werden, wobei natürlich 
die Auswirkungen dieses in der Vergangenheit eingeschleusten Infla- 
tionspotentials noch heute nachwirken. 


39. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß 
die durch die Reformprogramme ausgelöste „An- 
spruchsinflation“ die Inflation wesentlich gefördert 
und die Deckungslücken der öffentlichen Haus- 
halte mit verursacht hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 24. Juli 1975 

Die Bundesregierung macht sich die in der Fragestellung anklingenden 
Assoziationen — insbesondere die Verknüpfung von ,, Reform Pro- 
grammen“ und „Anspruchsinflation“ — nicht zu eigen. Die entstan- 
denen Deckungslücken sind primär auf konjunkturell bedingte Steuer- 
ausfälle bei gleichzeitigem Aufrechterhalten der Ausgabenprogramme 
zurückzuführen, zumal es - sicherlich auch nach Ihrer Meinung - in 
der gegenwärtigen konjunkturellen Situation nicht gerechtfertigt wäre, 
die öffentliche Nachfrage insgesamt einzuschränken. Hinzu kam, daß 
in diesem Jahr die auch von der Opposition mitgetragene Steuerreform 
wirksam wurde. Die im Parlament verabschiedeten Reformprogramme 
sind wesentlicher Bestandteil des Systems der sozialen Absicherung, das 
besonders in der gegenwärtigen Zeit seine Funktionsfähigkeit zeigt. 
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Hierbei steht es außer Frage, daß mittelfristig die Zuwachsraten der 
öffentlichen Ausgaben mit den wirtschaftlichen Möglichkeiten in 
Einklang gebracht werden müssen. 


40. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für im Sinne des Kon- 
junkturprogramms vom Dezember 1974 liegend, 
daß Großunternehmen — veranlaßt durch die 
7,5 %ige Investitionszulage und unter Inanspruch- 
nahme der Investitionszulage — Produktionsanlagen 
aufbauen, die der Eigenfertigung von bisher bezoge- 
nen Zulieferteilen dienen, so daß dadurch mittel- 
ständige Zulieferer in Existenzschwierigkeiten ge- 
bracht und Arbeitsplätze in diesen mittelständigen 
Unternehmen gefährdet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 24. JuÜ 1975 

Eine steuerliche Konjunkturmaßnahme wie die befristete Investitions- 
zulage ist — entsprechend dem Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft (StWG), an dessen Ermächtigung 
(§ 26) sie sich orientiert - ein Mittel der marktwirtschaftlichen Glo- 
balsteuerung. Ihr Ziel war es, Unternehmen jeder Art und Größe zur 
Vornahme von Investitionen in der nächsten Zukunft anzuregen. Jede 
dirigistische Einschränkung dieses Mittels hätte nicht nur im Wider- 
spruch zur Zielsetzung des StWG gestanden, sondern auch die Wir- 
kungsmöglichkeiten des Instruments von vornherein in unvertretbarer 
Weise eingeschränkt. Wäre z. B., wie in Ihrer Frage angedeutet wird, 
die Inanspruchnahme der Investitionszulage von einer amtlichen Be- 
wertung jeder Einzelinvestition abhängig gemacht worden, so hätte 
sich - von der praktischen Durchführbarkeit einer solchen Beschrän- 
kung einmal ganz abgesehen — das Instrument Investitionszulage in 
die Nähe investitionslenkender Maßnahmen begeben, die mit der 
marktwirtschaftlichen Grundkonzeption unserer Wirtschaftsordnung 
unvereinbar sind. 

Die u. a. mit der Investitionszulage von der Bundesregierung verfolgte 
Konjunkturpolitik soll gerade auch den kleineren und mittleren Unter- 
nehmen ihre für die Wirtschaftsordnung unverzichtbare Position in der 
Volkswirtschaft sichern helfen. Soweit einzelne Unternehmen nicht 
selbst uniTtittelbar auf Grund eigener Investitionen durch die Zulage 
begünstigt sind, werden ihnen in der Regel die sich aus dem soge- 
nannten Multiplikatoreffekt ergebenden weiteren Wirtschaftsimpulse 
zugutekommen. 


41. Abgeordneter Wie haben sich nach den Feststellungen der Bundes- 
Dr. Schneider regierung die Investitionsförderungsmaßnahmen für 
(CDU/CSU) den Bereich der Bauwirtschaft ausgewirkt, und hält 

die Bundesregierung die Auflage eines weiteren 
Programms zur Stützung der Bauwirtschaft für 
erforderlich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 1. August 1975 

Entsprechend der Ausgestaltung des Gesetzes zur Förderung von In- 
vestitionen und Beschäftigung vom 23. Dezember 1974 und des Ge- 
setzes über Investitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genossenschafts- 
wohnungen und Wohnheime im sozialen Wohnungsbau vom 27. De- 
zember 1974 können statistisch verifizierbare Aussagen über die Aus- 
wirkungen dieser Investitionsförderungsmaßnahmen zum jetzigen Zeit- 
punkt noch nicht oder nur in ersten Ansätzen getroffen werden. Aller- 
dings deuten jüngste Erhebungen im Rahmen des Ifo-KonjunkLurtests 
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darauf hin, daß sich die Auftragslage der Bauunternehmen im Juni 
gebessert haben könnte. Insgesamt dürften die Maßnahmen von Bundes- 
regierung und Bundesbank einem verstärkten Rückgang der Baukon- 
junktur entgegengewirkt haben. 

Für den Fall weiterer konjunkturstützender Aktionen sind vor allem 
Maßnahmen für die Bauwirtschaft in Aussicht genommen. Die Bundes- 
regierung wird darüber zu gegebener Zeit entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


42. Abgeordneter 
MöUer 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen einschließlich haus- 
haltsrechtlicher Art hat die Regierung vorgenommen, 
um per 1 . Januar 1976 40000 Ersatzdienststellen zur 
Verfügung zu haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 23. Juli 1975 

Im Zusammenhang mit dem von den Fraktionen der SPD und der FDP 
im Deutschen Bundestag eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des Zivildienst gesetzes, der 
u, a. die Neuordnung des Verfahrens zur Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer vorsieht, hat der Bundesbeauftragte für den Zivil- 
dienst erklärt, daß bis zur Mitte des Jahres 1976 die Zahl der Zivil- 
dienstplätze von derzeit ca. 23 000 auf 40000 erhöht werden soll. Dies 
soll dadurch erreicht werden, daß die Zahl der Dienstplätze im her- 
kömmlichen sozialen Bereich (z. B. in Krankenhäusern, Altenheimen) 
auf ca. 30000 erhöht wird. Weitere 10000 Beschäftigungsmöglichkeiten 
sollen durch Erschließung neuer Tätigkeitsbereiche für Zivildienst- 
pflichtige (insbesondere in der individuellen Schwerstbehinderten- 
und Altenbetreuung sowie im Umweltschutz), durch Erhöhung der 
Zahl freiwilliger Helfer im Zivil- und Katastrophenschutz und durch 
die im o. g. Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen, anstelle des 
Zivildienstes Versöhnungsdienste im Ausland leisten zu können oder 
für 2 ^/2 Jahre freiwillig im sozialen Bereich einer Arbeit nachzugehen, 
geschaffen werden. 

Die bisherigen Ergebnisse der Gespräche mit den Verbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege und mit anderen für die jeweiligen Bereiche zuständi- 
gen Stellen lassen darauf schließen, daß das gesteckte Ziel erreicht 
werden kann. Daneben wird derzeit geprüft, ob und welche haushalts- 
mäßigen Voraussetzungen geschaffen werden müssen. Eine Entschei- 
dung hierüber wird voraussichtlich im Zusammenhang mit den Beratun- 
gen über den Entwurf des Haushalts 1 976 getroffen werden. 

Da die eingeleiteten Maßnahmen noch nicht abgeschlossen sind, bitte 
ich um Verständnis dafür, daß ich Sie über deren endgültiges Ergebnis 
erst später unterrichten kann. 


43. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Bis wann werden die Gemeinden endgültig Bescheid 
erhalten über die Bewilligung ihrer Anträge auf 
Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, und 
bis wann wird ihnen das bewilligte Geld für bereits 
durchgeführte Maßnahmen zur Verfügung gestellt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 23. JuU 1975 

Mit ihren Haushaltsmitteln für die Förderung von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen im Haushaltsjahr 1975 und mit den für Beschäftigungs- 
hilfen vorgesehenen Restmitteln aus dem Konjunkturprogramm des 
Bundes vom Dezember 1974, die für die Förderung von Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen bereitgestellt und inzwischen den Landes- 
arbeitsämtern zugewiesen worden sind, wird die Bundesanstalt für 
Arbeit alle mit Anerkennungsbescheiden bewilligten Maßnahmen sowie 
ein Drittel jener Maßnahmen fördern können, für die bis zum 12. Mai 
1975 zwar noch kein Anerkennungsbescheid, wohl aber die Zustim- 
mung zum Beginn der Arbeiten erteilt worden ist. Insoweit ergehen 
zur Zeit weitere Anerkennungsbescheide. 

Für die übrigen mit Zustimmung der Arbeitsämter bereits begonnenen 
Maßnahmen setzen Anerkennungsbescheide voraus, daß der Nach- 
tragshaushalt 1975 der Bundesanstalt, der für die Förderung von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen eine weitere Verpflichtungsermächti- 
gung vorsieht, in der geplanten Höhe vom Verwaltungsrat festgestellt 
und von der Bundesregierung genehmigt wird. 

Für die durch Anerkennungsbescheide bewilligten Maßnahmen können 
die Förderungsbeträge nach Vorlage der Gesamtabrechnung der Träger 
gezahlt werden. Bis zur Vorlage der Gesamtabrechnung sind Abschlags- 
zahlungen zulässig. 


44. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


45. 


Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zunehmend 
auch Grenzgänger, die in der Schweiz arbeiten, 
von Kurzarbeit betroffen sind, das Arbeitsamt 
jedoch keine Kurzarbeiterunterstützung zahlt, ob- 
wohl sie in der Arbeitslosenversicherung pflicht- 
versichert sind und den vollen Beitrag entrichten? 

Teilt die Bundesregierung diese Rechtsauffassung 
der Arbeitsverwaltung, und hält sie dies mit dem 
Gleichheitsgrundsatz für vereinbar, oder beabsichtigt 
sie eine Änderung dieser Bestimmungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 23. Juü 1975 

Es trifft zu, daß deutsche Grenzgänger in der Schweiz, die von Kurz- 
arbeit betroffen sind, von der Bundesanstalt für Arbeit kein Kurz- 
arbeitergeld erhalten können, obgleich sie in der deutschen Arbeits- 
losenversicherung versichert sind. Die maßgebenden Gründe für diese 
Regelung bestehen darin, daß das Kurzarbeitergeld auch darauf abzielt, 
den vorübergehend verkürzt arbeitenden Betrieben die eingearbeiteten 
Arbeitnehmer zu erhalten (§63 Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes). Es erscheint jedoch problematisch, aus dem inländischen 
Beitragsaufkommen zur Bundesanstalt für Arbeit in diesen Fällen 
Leistungen zu erbringen, da die deutsche Arbeitsverwaltung auf das 
Verhalten ausländischer Betriebe keinen Einfluß hat und kaum nach- 
prüfen kann, ob die nach deutschem Recht bestehenden Leistungs- 
voraussetzungen vorhegen. Das Kurzarbeitergeld ist darum nach dem 
Territorialitätsprinzip ausgestaltet. Die inländischen Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit haben keine rechthche Möghchkeit, den aus- 
ländischen Arbeitgeber zu den gesetzlich vorgesehenen Mitwirkungs- 
funktionen bei der Gewährung von Kurzarbeitergeld anzuhalten. 

Da die geltende Regelung vom Ergebnis her unbefriedigend erscheint, 
wird zur Zeit mit dem schweizerischen Bundesamt für Industrie, Ge- 
werbe und Arbeit geprüft, ob das Problem bilateral gelöst werden kann. 
Eine Möghchkeit könnte darin bestehen, daß die Schweiz die Gewäh- 
rung von Kurzarbeitergeld an deutsche Grenzgänger in der Schweiz 
übernimmt und umgekehrt als Gegenleistung von der Bundesrepubhk 
Deutschland die Zahlung von Kurzarbeitergeld an schweizerische 
Grenzgänger in Deutschland übernommen wird. Hier muß zunächst 
die weitere Entwicklung abgewartet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


46. Abgeordneter Ist der Bericht der „Frankfurter Rundschau“ (Aus- 
Reiser gäbe vom 24. Juni 1975) richtig, wonach ein Ver- 

(SPD) trauensmann eines Marburger Flugabwehrbataillons 

sieben Tage vor seiner Entlassung mit 15 Tagen 
Arrest bestraft wurde, weil er in Uniform an einer 
Kundgebung in Frankfurt zum „30. Jahrestag der 
Befreiung vom Faschismus“ teilgenommen hat, 
und ist diese Disziplinarmaßnahme wegen Form- 
fehler unzulässig gewesen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 25. Juli 1975 

Es ist richtig, daß gegen einen Gefreiten am 19. Juni 1975 wegen 
der Teilnahme in Uniform an der o. a. Kundgebung ein Disziplinar- 
arrest von 1 5 Tagen verhängt wurde. Die sofortige Vollstreckung wurde 
angeordnet. Bei der Vollstreckung eines Disziplinararrestes über den 
Entlassungstag hinaus verschiebt sich der Entlassungstag um die Dauer 
des noch nicht verbüßten Disziplinararrestes. Der vollstreckende Dis- 
ziplinarvorgesetzte soll von einer Vollstreckung über den Entlassungstag 
hinaus absehen, wenn hieraus kein Nachteil für die Disziplin zu besor- 
gen ist. 

Die Verhängung der Disziplinarmaßnahme war rechtens, weil es sich bei 
der Veranstaltung eindeutig um eine politische Veranstaltung im Sinne 
des § 1 5 Abs. 3 des Soldatengesetzes handelte. Ein Formfehler lag nicht 
vor. 

Der Gefreite hatte sich gegen die Disziplinarmaßnahme beschwert. Der 
Beschwerde wurde vom Truppendienstgericht in der Weise stattgegeben, 
daß die Zeit des Disziplinararrestes von 1 5 auf 1 0 Tage unter Beibehal- 
tung des Tenors herabgesetzt wurde. 

Ab 30. Juni 1975 ist der Gefreite nach Ablauf seines Grundwehr- 
dienstes aus der Bundeswehr ausgeschieden. 


47. Abgeordneter Ist es nach dem erwähnten Bericht der gleichen 
Reiser Zeitung richtig, daß ein Gefreiter in einem Hom- 

(SPD) berger Standort für die gleiche Teilnahme an der 

Kundgebung „lediglich“ mit 210 Deutsche Mark 
Geldstrafe belegt wurde, und andere Bundeswehr- 
angehörige wegen des gleichen Vorfalls wiederum 
gar nicht belangt worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 25. Juli 1975 

Es trifft auch zu, daß gegen einen anderen Soldaten wegen des gleichen 
Dienstvergehens eine Disziplinarbuße von 210 DM verhängt wurde. Die 
durch die Teilnahme an der Kundgebung von anderen Soldaten be- 
gangenen Dienstvergehen konnten schon deshalb nicht oder noch nicht 
disziplinär gewürdigt werden, weil die beteiligten Soldaten bisher nicht 
identifiziert werden konnten. 

Abschließend darf ich darauf hin weisen, daß nach der Wehrdisziplinar- 
ordnung allein der zuständige Disziplinarvorgesetzte verantwortlich 
entscheidet; ihm kann nicht befohlen werden, ob und wie er ahnden 
soll. Diese Regelung ist sinnvoll, da nur er bei Art und Maß der Diszi- 
plinarmaßnahme Eigenart und Schwere des Dienstvergehens, das Maß 
der Schuld, die Persönlichkeit, die bisherige Führung und die Beweg- 
gründe des Soldaten berücksichtigen kann. 
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48. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung gegebenenfalls die Forde- 
rung und die dahinter stehende sicherheitspolitische 
Konzeption, eine erhebliche Herabsetzung der ato- 
maren Schwelle für die NATO im europäischen 
Raum sei dringend notwendig, wie sie von einem 
Vertreter der bayerischen Staatsregierung anläßlich 
eines Empfangs für die Nordatlantische Ver- 
sammlung am 2. Juni 1975 in München erhoben 
wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 25. JuÜ 1975 


Nach dem hier vorliegenden Redetext hatte der Vertreter der Bayerischen 
Staatsregierung seine Meinung mit der in Europa bestehenden Disparität 
im Kräfteverhältnis zwischen NATO und Warschauer Pakt, insbesondere 
bei den Panzerzahlen, bei Kampfflugzeugen und durch die sowjetischen 
Mittelstreckenraketen, begründet und zur Begegnung der daran ab- 
leitbaren Bedrohung neben der Einführung neuer Waffensysteme in 
einigen europäischen Staaten auch vorgeschlagen, „die atomare Ab- 
schreckungsschwelle“ erheblich niedriger zu legen. 

Hierzu ist zunächst festzustellen, daß es nach der gültigen NATO- 
Strategie eine „nukleare Abschreckungsschwelle“ nicht gibt, sondern 
lediglich eine Strategie der Abschreckung mit dem Ziel, einen etwaigen 
Aggressor vor ein unkalkulierbares und damit auch untragbares Risiko 
zu stellen. 

Das der Abschreckung dienende militärstrategische Konzept ist das 
der „Flexiblen Reaktion“. Es sieht vor, einem Angreifer mit den von 
ihm gewählten Angriffsmitteln zu begegnen, d. h. voraussichtlich 
zunächst mit konventionellen Mitteln. Falls damit die Verteidigung 
der eigenen Freiheit und der Integrität des eigenen Territoriums wegen 
zu starker Überlegenheit des Aggressors nicht gewährleistet werden 
kann, könnten sich die politischen Führer der NATO vor die Situation 
gestellt sehen, die Risiken eines defensiven und begrenzten nuklearen 
Einsatzes zu akzeptieren. Dieser Einsatz sollte eine politische Signal- 
wirkung besitzen, die so stark ist, daß der Aggressor sich gezwungen 
sieht, seine Zielsetzung zu ändern und seinen Angriff einzustellen. 

Daraus geht hervor, daß es keine determinierten Kriterien für den 
Zeitpunkt des Einsatzes von nuklearen Waffen gibt, wohl aber Über- 
legungen, unter welchen Umständen die NATO nukleare Waffen ein- 
setzen könnte. 

Somit ist die „nukleare Schwelle“ auch kein fixierbarer Begriff, schon 
gar nicht als „atomare Abschreckungsschwelle“. Allerdings hat sich 
der Begriff ,, atomare Schwelle“ in der Publizistik seit dem Wandel 
der NATO-Strategie von der „massiven Vergeltung“ zur „Flexiblen 
Reaktion“ eingebürgert. Gemeint sind damit Zeitpunkt und Be- 
dingungen, unter denen der Ersteinsatz nuklearer Waffen erfolgen 
sollte. 

Zeitpunkt und Bedingungen werden um so eher gegeben sein, je 
schwächer die konventionellen Abwehrkräfte gegenüber einem Angrei- 
fer sind. Der Sinn unserer Verteidigung kann aber nicht darin liegen, 
durch den zu frühzeitigen Einsatz nuklearer Waffen das zu zerstören, 
was wir durch die Verteidigung erhalten wollen. Daher ist es das ver- 
einbarte Ziel der Allianz, die konventionelle Abwehrbefähigung zu 
verbessern. Da die NATO-Länder aus vielerlei Gründen dennoch einen 
konventionellen Gleichstand mit dem Warschauer Pakt kaum erreichen 
werden, kommt es darauf an, trotz zahlenmäßiger Unterlegenheit durch 
Verbesserung der Waffenqualität, Rationalisierung, Standardisierung 
und die Entwicklung einer entsprechenden Taktik die Erfolgsaus- 
sichten für die konventionelle Verteidigung zu verbessern, ohne je- 
doch den gegebenenfalls erforderlich werdenden Rückgriff auf nukle- 
are Waffen auszuschließen. 
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Dies erhöht zugleich die politische Handlungsfreiheit der NATO für 
Maßnahmen im Rahmen des Crisis Management und, falls erforder- 
lich, für Maßnahmen im Rahmen einer kontrollierten vorbedachten 
Eskalation, um jeden Aggressor weiterhin vor ein nicht kalkulierbares 
Risiko zu stellen. 

Die Bundesregierung hält an der Strategie der ,, Flexiblen Reaktion“ 
fest und ist bemüht, durch Verbesserung der konventionellen Ver- 
teidigungsfähigkeit den Zwang zur frühzeitigen Eskalation durch den 
Einsatz von nuklearen Waffen zu vermindern. Nukleare Waffen können 
konventionelle Waffen nicht ersetzen. Somit widerspricht eine For- 
derung nach Herabsetzen der „nuklearen Schwelle“ zum Ausgleich 
von fehlender konventioneller Verteidigungsfähigkeit der sicherheits- 
politischen Konzeption der Bundesregierung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


49. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 27. Juni 1975 in einem Leserbrief getroffene 
Feststellung zu, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land von den ohnehin weniger Neugeborenen 10 % 
,, Behinderte“ zur Welt kommen, 20 % bereits im 
Grundschulalter ,, verhaltensgestört“ und 30 % 
„verhaltensauffällig“ sind, und gibt es eine signi- 
fikante Korrelation zwischen dieser angeführten 
Erkenntnis und der Zahl der Kinder in einer Familie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 22. Juli 1975 

Die Zahl der jährlich zur Welt kommenden behinderten Kinder wird bei 
einer Geburtenrate von 700 000 — im Jahr 1972 — von Fachleuten auf 
35 000 bis 42 000 geschätzt. Sie vermindert sich bei den Geburtenraten 
in den Jahren 1973 und 1974 von je etwa 630 000 in entsprechendem 
Maße. Hieraus ergibt sich eine Behindertenquote von 5 bis 6 v. H. Die 
Behinderungen sind nach Art und Schweregrad sehr unterschiedlich. 

Von der Behinderung muß die Verhaltensstörung begrifflich klar unter- 
schieden werden. Eine Verhaltensstörung kann sich als psychische 
Behinderung darstellen, jedoch wird dies nur auf einen Teil der Ver- 
haltensgestörten zu treffen. Allerdings werden nach dem weiter ge- 
faßten Begriff der Behinderung im Bereich der Sonderpädagogik die 
Verhaltensgestörten generell den Behinderten zugerechnet. 

Folgende als gesichert geltende Schätzzahlen sind der Bundesregierung 
aus dem sonderpädagogischen Bereich bekannt: In den Empfehlungen 
der Büdungskommission des Deutschen BÜdungsrates zur pädago- 
gischen Förderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder 
und Jugendlicher von 1973 wird davon ausgegangen, daß rund 1 % 
der Schüler jedes schulpflichtigen Jahrgangs verhaltensgestört sind. Als 
verhaltensgestört gilt nach dieser Schätzung, wer „auf Grund orga- 
nischer, vor allem hirn organischer Schädigungen oder eines negativen 
Erziehungsmilieus in seinem psychosozialen Verhalten gestört ist und 
in sozialen Situationen unangemessen reagiert und selbst geringfügige 
Konflikte nicht bewältigt“. Weitere 3 bis 4 % jedes Schülerjahrganges 
sind nach Schätzung der Bildungskommission durch andauernde Miß- 
erfolge in der Schule oder negative soziale Bedingungen von Verhaltens- 
störungen bedroht. Man wird davon ausgehen können, daß zumindest 
bei einem erheblichen Teil dieser Schüler bereits Verhaltensauffällig- 
keiten erkennbar sind. Es gibt allerdings auch wissenschaftliche Unter- 
suchungen, denen ein weiter gefaßter Begriff der Verhaltensstörung 
bzw. der Verhaltensauffälligkeit zugrunde liegt, und die dement- 
sprechend zu erheblich höheren Prozentsätzen kommen. 
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Für eine Korrelation zwischen den in der Frage angesprochenen 
Normabweichungen und der Kinderzahl in einer Familie gibt es keine 
Anhaltspunkte. Wie die Bundesregierung im übrigen bereits in Ant- 
worten auf verschiedene parlamentarische Anfragen zur Bevölkerungs- 
entwicklung, zuletzt in der Antwort auf die Große Anfrage zur Situation 
der Kinder in Deutschland (Drucksache 7/3340) dargelegt hat, sind die 
bisherigen Erkenntnisse und Erklärungsgründe für die Ursachen und 
Auswirkungen des Geburtenrückgangs nicht ausreichend. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Heraus- 
gabe einer Sonderbriefmarkenserie mit Zuschlägen 
zugunsten der Stiftung Deutsche Sporthilfe nach 
Erfahrungen mit dem Verkauf von Olympiamarken 
vor einigen Jahren das Aufkommen aus Verkäufen 
von Wohlfahrts- und Jugendmarken voraussichtlich 
stark zurückgehen wird, auch wenn die Abgabe 
von Sportsondermarken auf kurze Zeiträume be- 
schränkt würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 31. Juli 1975 

Es trifft zu, daß infolge der Ausgabe von Olympia-Zuschlagsmarken- 
Serien (Verkaufsjahre: 1968 bis 1972) ein erheblicher Rückgang des 
Postverkaufs der Wohlfahrts- und Jugendmarken eingetreten ist. Es 
ist zu befürchten, daß bei Ausgabe einer Sondermarken-Serie mit 
Zuschlägen zugunsten der Stiftung Deutsche Sport hilf e ein erneuter 
Rückgang im Postverkauf der Wohlfahrts- und Jugendmarken ein- 
tret en wird. 

Diese Befürchtung wird bei den noch nicht abgeschlossenen Diskussi- 
onen über die Ausgabe einer Sportzuschlagsmarke gebührend zu be- 
rücksichtigen sein. 


50. Abgeordneter 
Sund 
(SPD) 


51. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
Sund keiten der Träger der Freien Wohlfahrtspflege, 

(SPD) bei nennenswertem Rückgang der Einnahmen 

aus dem Verkauf von Jugendmarken und Wohl- 
fahrtsmarken, die Finanzierung von Aufgaben zu 
gewährleisten, die sonst relativ kontinuierlich aus 
dem Verkaufsaufkommen dieser Sondermarken 
unterstützt werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom31. JuH 1975 

Für den Fall, daß die Einnahmen aus dem Verkauf von Wohlfahrts- 
und Jugendmarken nennenswert zurückgehen sollten, muß mit einer 
Finanzierungslücke gerechnet werden, die weder durch die Träger 
der freien Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe noch durch den Bund 
geschlossen werden kann. Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, 
die Finanzierung von Aufgaben, die bisher aus dem Verkaufsaufkom- 
men der Sondermarken erfolgen konnte, auf andere Weise sicherzu- 
stellen. 


52. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSÜ) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzu- 
setzen, daß der Bocksbeutel entsprechend dem Ur- 
teil des BGH auch innerhalb der EG ausschließlich 
dem Frankenwein Vorbehalten bleibt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 31. Juli 1975 

Die Bundesregierung hat Dereits mehrfach ihre Auffassung bekräftigt, 
daß die Bocksbeutelflasche herkömmlicher Art für Qualitätsweine aus 
Franken und aus den in § 17 der Wein-Verordnung genannten badischen 
Weinbauflächen geschützt werden muß — vgl. Stenographischer Bericht 
über die 41. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 13. Juni 1973. 
S. 2300, Stenographischer Bericht über die 128. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 7. November 1974, S. 8678, Stenographischer Bericht 
über die 129. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 8. November 

1974, S. 8769, Stenographischer Bericht über die 141. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 16. Januar 1975, S. 9809, Stenographischer 
Bericht über die 146. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 30. Januar 

1975, S. 10154. Sie hat daher bei den Beratungen einer Gemeinschafts- 
regelung über die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und 
der Traubenmoste gegen den nachhaltigen Widerstand anderer 
Delegationen die Aufnahme einer Ermächtigung in Artikel 40 
Abs. 2 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr, 2133/74 des Rates 
vom 8. August 1974 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 227 S. 1) durchgesetzt, zur Unterscheidung der Qualität und des 
Ursprungs bestimmte Behältnisse bestimmten Erzeugnissen vorzube- 
halten. Die Bundesregierung hat weiterhin erklärt, daß sie sich bei den 
Beratungen der hierzu notwendigen Durchführungsverordnung der 
Kommission der EG wiederum mit Nachdruck für Vorschriften ein- 
setzen wird, die dem für diese Weine berechtigten Schutz der Bocks- 
beutelflasche sicherstellen. Gleichzeitig hat sie jedoch darauf auf- 
merksam gemacht, es könne nicht erwartet werden, daß innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft ein absoluter Schutz der Bocksbeutel- 
flasche für die in Rede stehenden deutschen Weine erreicht werden 
kann, d. h. ein Verwendungsverbot auch für solche ausländischen 
Weine, die diese oder eine ähnliche Flaschenform seit Jahrzehnten 
berechtigterweise verwenden. Das Verlangen, einen so erworbenen 
Besitzstand anzuerkennen, würde die Bundesregierung nicht ablehnen 
können, ohne damit gleichzeitig den angestrebten Schutz der Bocks- 
beutelflasche für den Frankenwein zu gefährden. 

Die Bundesregierung hat jedoch ihre Entschlossenheit zum Ausdruck 
gebracht, sich dafür einzusetzen, daß die Benutzung dieser Flasche 
— z. B. durch Aufstellung einer Liste — ausschließlich auf die Weine 
beschränkt wird, zu deren Abfüllung sie traditionell verwendet wird, 
und auf die Schaffung von Kennzeichnungsvorschriften zu dringen, 
die eine Täuschung des Verbrauchers über die Herkunft der einzelnen 
in gleiche oder ähnliche Flaschenformen abgefüllten Erzeugnisse aus- 
schließen. 

In Verfolgung dieser Auffassung hat die deutsche Delegation bei der 
Beratung des Entwurfs einer Verordnung (EWG) der Kommission 
über die Durchführungsbestimmungen bei der Bezeichnung und Auf- 
machung von Weinen und Traubenmosten eine Regelung, die die 
Bocksbeutelflasche im Bereich der Europäischen Gemeinschaft neben 
den Qualitätsweinen aus Franken und dem badischen Frankenland 
ganz allgemein „für andere Qualitätsweine b. A. oder für eingeführte 
Weine“ zulassen wollte, „bei denen die Abfüllung und Präsentierung 
in den genannten Flaschen schon vor dem Tag des Inkrafttretens dieser 
Verordnung herkömmlich und üblich war“, entschieden abgelehnt. 
Sie hat mit Nachdruck darauf bestanden, daß die zur Benutzung dieser 
Flaschenform berechtigten Weine in der Durchführungsverordnung dei 
Kommission abschließend auf geführt werden müssen, nachdem vorher 
für jeden einzelnen Wein der erworbene Besitzstand geprüft und nach- 
gewiesen ist. Daran wird die deutsche Delegation bei den weiteren Ver- 
handlungen festhalten. 

Die von der Bundesregierung angestrebte Regelung steht im übrigen 
nicht im Widerspruch zu dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
12. März 1971, auf das Sie in Ihrer Frage Bezug nehmen. Der Bundes- 
gerichtshof hat in diesem UrteÜ nicht zum Ausdruck gebracht, daß der 
Bocksbeutel innerhalb der Europäischen Gemeinschaft aussöhheßlich 
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dem Frankenwein Vorbehalten werden müsse. Vielmehr heißt es im 
Urteil, daß „der typischen Bocksbeutelflasche für deutschen Wein die 
Bedeutung einer mittelbaren geographischen Herkunftsangabe zu- 
kommt“ (S. 9), daß „der Verkehr durch die Verwendung^ der Bocks- 
beutelflaschen für einen inländischen Wein irregeführt“ (S. 10), daß 
„die Bocksbeutelflasche für einen inländischen Wein als mittelbare 
geographische Herkunftsbezeichnung eine Doppelbedeutung besitzt“ 
(S. 13). Aus diesen mehrfachen Hinweisen kann — wie das Landge- 
richt Köln in einem Urteil vom 9. April 1975 ausgeführt hat — zu- 
mindest entnommen werden, daß die Überlegungen des Bundesge- 
richtshofs zur Täuschungsgefahr bei „typischen Bocksbeutelflaschen“ 
im Falle der Abfüllung ausländischer Weine nicht ohne weiteres über- 
nommen werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


53. Abgeordneter* 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind in der Bundesrepublik Deutschland 
der Prozentsatz und die absolute Zahl der jährlich 
beschädigten frei aufgestellten öffenthchen Fern- 
sprecher, der dadurch entstandene Schaden, und 
welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ziehen aus den Ergebnissen ihrer bisherigen 
Bemühungen, den Schaden spürbar zu verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 24. Juli 1975 

Von den 100 000 öffenthchen Münzfernsprechern sind 60 000 in Fern- 
sprechhäuschen auf Straßen und Plätzen untergebracht. Davon wurden 
30 000 im vergangenen Jahr beschädigt. Zur Beseitigung der Schäden 
wurden 7,5 Millionen DM auf ge wendet. 

Gegen die Beschädigung öffentlicher Münzfernsprecher, unter der im 
übrigen alle Staaten gleichermaßen zu leiden haben, unternimmt die 
Deutsche Bundespost zweierlei: 

1 . Durch eine intensive Öffenthchkeitsarbeit, nicht nur aus aktuellem 
Anlaß, wird der Bevölkerung immer wieder die Bedeutung öffent- 
hcher Fernsprecher vor Augen geführt. Sie wird dabei aufgef ordert, 
aktiv an der Bewachung dieser Einrichtungen mitzuwirken. Ver- 
stärkt wird die Öffentlichkeitsarbeit durch den an jedem Fernsprech- 
häuschen auffällig angebrachten Aufkleber mit dieser oder einer 
ähnhchen Mahnung: „Fernsprecher helfen retten! Zerstöre sie nicht!“ 
Außerdem sind Geldprämien ausgesetzt für Hinweise, die zur Er- 
greifung eines Täters führen. 

2, Die technischen Verbesserungen müssen sich aus wirtschaftlichen 
Gründen auf die Schadensschwerpunkte beschränken. Es sind dies 
die Glasscheiben der Fernsprechhäuschen, die Gehäuse der Münz- 
fernsprecher und die Handapparatschnüre. Die Verbesserungen 
auf diesen Gebieten haben einerseits zu einer Erschwerung von 
Beschädigungen, andererseits aber auch zu einer Verstärkung der 
Gewaltanwendung geführt. Die Täter fühlten sich gewissermaßen 
herausgefordert. Mit Hilfe eines Kraftwagens aus Fernsprechhäus- 
chen herausgerissene Münzfernsprecher sind daher keine Seltenheit. 

Bei dem kürzlich eingeführten neuen Fernwahlmünzfernsprecher 
sind alle bisher aus der Analyse von Zerstörungs- und Beraubungs- 
fällen gewonnenen Erkenntnisse so weit wie eben möglich ver- 
wertet worden. Bei diesem neuen Gerät besteht das Gehäuse nicht 
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wie bisher aus Stahlblech, sondern aus einem widerstandsfähigeren 
Gußmaterial, die Geldkassette ist getrennt vom Apparat gehäuse 
in einem aus Stahlplatten zusammengeschweißten Behälter ‘unter- 
gebracht, und die Handapparatschnur zeichnet sich durch beson- 
dere Knick- und Reißfestigkeit aus. Statt der Fernsprechhäuschen 
mit ihren großen Glasflächen werden künftig, wo es die äußeren 
Bedingungen zulassen, Fernsprechhauben mit relativ kleinen Glas- 
scheiben eingesetzt. Das erschwert einerseits ein Zertrümmern 
der Scheiben und ermöglicht andererseits Rollstuhlbenutzern einen 
ungehinderten Zugang zum Münzfernsprecher. 

Trotz aller Vorkehrungen wird es nicht gelingen, die Beschädi- 
gung öffenthcher Münzfernsprecher vollständig zu unterbinden. 
Die Bemühungen der Deutschen Bundespost werden sich folglich 
auch in Zukunft darauf richten, im Rahmen ihrer finanziellen 
Möglichkeiten den Schaden so gering wie möglich zu halten. 


54. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie 
Dr. Narjes keinerlei Planungen vorbereitet oder in Erwägung 

(CDU/CSU) zieht, die auf eine Aufhebung oder Verkleinerung 

der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Kiel oder 
auf deren Fusion mit anderen Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen abzielen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 22. Juli 1975 

Nein, eine solche Bestätigung kann die Bundesregierung nicht abgeben. 


5 5 . Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Wie und wann soll in Mönchweiler (Schwarzwald- 
Baar-Kreis) die gefährliche Kreuzungsstelle der 
Bundesstraße 33 mit der innerörtlichen Querver- 
bindung beseitigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 22. Juli 1975 

Zur Verbesserung der Kreuzung B 3 3 /Mühlenstraße in Mönchweiler 
kann nur eine örtlich begrenzte Baumaßnahme in Betracht gezogen 
werden, da ein Ausbau der B 33 in diesem Bereich nicht vorgesehen ist. 
Die Maßnahme wird daher in der Zuständigkeit der Landesstraßenbau- 
verwaltung liegen. Das Bundesverkehrsministerium ist davon unterrich- 
tet, daß die dafür örtlich zuständigen Stellen bereits mit Planungen 
befaßt sind, die jedoch noch nicht abgeschlossen sind. Der Bautermin 
wird vom Umfang der Maßnahme, vom Abschluß der Bauvorberei- 
tungen und von den dann gegebenen Finanzierungsmöglichkeiten 
abhängen; er ist heute bei dem gegebenen Sachstand noch nicht ab- 
zusehen. 


56. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung der einzelnen Ab- 
Dr. Ahrens schnitte der Ausbaumaßnahmen am Mittelland- 

(SPD) kanal und seinen Stichkanälen zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 22. Juü 1975 

Dem Bauvorhaben „Ausbau des Mittellandkanals und seiner Zweig- 
kanäle“ liegen zwei Finanzierungsprogramme zugrunde; das eine für 
den Ausbau der Weststrecke von Bergeshövede (Einmündung in den Dort- 
mund-Ems-Kanal) bis Hannover, das andere für den Ausbau der Ost- 
strecke von Hannover bis zur Grenze der DDR. Beide Programme wei- 
sen den Abschluß der Arbeiten bis 1985 aus. 
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Ab Herbst 1976 wird der Verkehr mit Schubverbänden über den Elbe- 
Seitenkanal bis nach Salzgitter möglich sein. In dem Streckenabschnitt 
zwischen Bergeshövede und Minden (Weststrecke des Mittellandkanals) 
wird die Vollendung des Ausbaues bis Ende dieses Jahrzehnts ange- 
strebt. Der Ausbau der übrigen Zweigkanäle folgt dem Ausbau des 
Mittellandkanals (Hauptkanal) und ist somit nicht vor Mitte des nächsten 
Jahrzehnts zu erwarten. 


57. Abgeordneter Wann ist nach dem gegenwärtigen Stand von Pla- 

Dr. Ahrens nung und Bauausführung mit der Freigabe der 

(SPD) einzelnen Teilabschnitte folgender Bundesauto- 

bahnen (BAB) zu rechnen: BAB 62 (Eckverbin- 
dung Hannover), BAB 23 (Eckverbindung Würz- 
burg), BAB 14 (linksrheinische Autobahn), BAB 73 
CKöln— Olpe), BAB 64 (Melle— Bruchmühlen und 
Umgehung Bad Oeynhausen), BAB 23 (Stuttgart- 
Konstanz) und BAB 24 (Ulm -Lindau)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 22. JuÜ 1975 


BAB A 352 (A 62) Eckverbindung Hannover 

Mit der Fertigstellung des Abschnitts Anschlußstelle (AS) Kalten- 
weide (L 190) bis Hannover-West ist die Eckverbindung Hannover 
voraussichtlich Herbst 1976 durchgehend verfügbar. 


BAB A 81 (A 23) Eckverbindung Würzburg 

Diese Strecke ist im Bedarfsplan in der III. Dringlichkeit. Zur Zeit 
kann keine Aussage über die Fertigst ellungstermine getroffen werden. 


BAB A 57/A 1/A 61 (A 14) linksrheinische Autobahn 
Die linksrheinische Autobahn wird voraussichtlich Ende 1975 durch- 
gehend von Moers (A 2) bis Hockenheim (A 6) verfügbar sein. 

BAB A 4 (A 73) Köln-Olpe 

Mit der Fertigstellung der Abschnitte Overath bis Engelskirchen (De- 
zember 1975) und (AS) Gummersbach/Wichl bis Olpe/Gerlingen 
(L 512) (Dezember 1976) ist die BAB Köln -Olpe zwischen A 3 und 
A 45 (Sauerlandünie) durchgehend befahrbar. 

BAB A 30 (A 64) Niederländische Grenze— Bad Oeynhausen 
Der Abschnitt Altenmelle bis Bennien (Rödinghausen) wird voraus- 
sichtlich im Dezember 1976 fertig. 

Die Abschnitte B 514 bis Bad Oeynhausen und Löhne bis B 514 folgen 
1977 bzw. 1980/81. 

BAB A 81 (23) Stuttgart -Singen 

Die Strecke wird 1977 durchgehend von der B 1_4 bei Böblingen bis 
zum Autobahnkreuz (AK) Siegen befahrbar sein. Im einzelnen sind 
folgende Fertigstellungstermin^ vorgesehen : 


AS Böblingen (B 14)-AS Kottweil 
AS Rottweii-AS Trossingen 
AS Trossingen— AS Geisingen 
AS Engen-AS Singen 


Dezember 1977 
Dezember 1976 
Dezember 1975 
Dezember 1975 


Über den Abschnitt AK Singen— Konstanz kann zur Zeit keine Aussage 
gemacht werden, da die Überprüfung des Bedarfsplans noch nicht ab- 
geschlossen ist. 


BAB A 89 (30) Ulm-Lindau 

Eine Aussage kann nur über den Abschnitt Ulm— Kempten gemacht 
werden. Diese Strecke wird 1977/78 durchgehend als Autobahn 
zur Verfügung stehen. Außerdem ist vorgesehen, den Abschnitt 
deutsch-österreichische Grenze bis zum AK | Wangen in Abstim- 
mung auf die österreichischen Ausbauabsichten bis 1980 fertig- 
zustellen. 
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58-. Abgeordneter Wie hoch sind die Einsparungen, die sich für die 
Dr. Evers Deutsche Bundespost ergeben, wenn das Gewerbe- 

(CDU/CSU) und Industriegebiet Hochdorf (Stadt Freiburg i. Br,) 

nicht, wie ursprünglich geplant, an das Ortsnetz der 
Gemeinde March, sondern an das Ortsnetz Freiburg 
angeschlossen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 25. Juli 1975 

Die Kosten für die Anschließung des Industrie- und Gewerbegebietes 
Hochdorf an das Fernsprechortsnetz Freiburg wären um etwa 600 000 
bis 700 000 DM geringer als die für die Anschließung an das Ortsnetz 
March, 


59. Abgeordneter Wie hoch sind die Mehrkosten, die entstehen, wenn 
Dr. Evers neben der Gewerbe- und Industriezone Hochdorf 

(CDU/CSU) auch das Wohngebiet der ehemaligen Gemeinde 

Hochdorf (jetzt Stadtteil von Freiburg) postalisch 
nach Freiburg angeschlossen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 25. Juli 1975 

Eine Zuordnung des Wohngebiets Hochdorf zum Ortsnetz (ON) Frei- 
burg wurde von der Deutschen Bundespost bisher nicht in Erwägung 
gezogen. Bei dem Wohngebiet Hochdorf handelt es sich um einen 
baulich in sich geschlossenen Ortsteil, der von der Endvermittlungs- 
steUe des ON March ca. 1,5 km, von der des ON Freiburg etwa 6,7 km 
entfernt ist. Seine Zuordnung zum ON March entspricht somit den 
Grundsätzen und Richtlinien, nach denen das Fernsprechnetz im 
gesamten Bundesgebiet eingeteilt ist. Damit liegen über die Kosten, 
die bei einer Anschließung des Wohngebietes Hochdorf an das Orts- 
netz Freiburg entstehen würden, noch keine Berechnungen vor. 


60. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die vertrags- 

Wohlrabe widrige Maßnahme der DDR, die vom L Juli 1975 

(CDU/CSU) an ohne Vorankündigung die Abgabentarife für den 

Binnenschiffsverkehr für den DDR-Abschnitt des 
Mittellandkanals, für die märkischen Wasserstraßen 
und den Teltow-Kanal bis zu 20 Prozent, die Son- 
dergebühr für die Benutzung der Schleusen, ein- 
schließlich der in West-Berlin, sogar um das Zehn- 
fache erhöht hat und somit jährlich rund 1 ,2 Millio- 
nen Mark zusätzlich einnimmt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 25. JuB 1975 

Die DDR ist nach Artikel 13 Ziffer 4 des Transitabkommens und nach 
Artikel 22 des Verkehrsvertrages berechtigt, für die Benutzung der 
Wasserstraßen einschließlich der Schleusen, Schiffshebewerke sowie 
Schiffshegeplätze entsprechend den Vorschriften der DDR Abgaben 
und Gebühren zu erheben. Für die Erhebung der Abgaben und Gebüh- 
ren gelten die Grundsätze des Artikels 2 Ziffer 1 des Transitabkommens 
und des Artikels 1 Ziffer 2 des Verkehrsvertrages, wonach der Transit- 
verkehr in der einfachsten, schnellsten und günstigsten Weise zu erfol- 
gen hat, wie es in der internationalen Praxis vorzufinden ist, und der 
Wechselverkehr mit der DDR entsprechend^'der übhchen internationalen 
Praxis auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Und Nichtdiskriminierung 
in größtmöghchem Umfang zu gewähren, zu erleichtern und möghchst 
zweckmäßig zu gestalten ist. 
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Die Anordnung Nr. 4 der DDR über die Erhebung von Schiffahrts- 
abgaben auf den Binnenwasserstraßen vom 18. Juni 1975 und die An- 
ordung Nr. 6 über die Gebührentarife des Verkehrswesens vom 18. Juni 
1975 halten sich trotz der hiermit für die Binnenschiffahrt der Bundes- 
republik Deutschland verbunden Belastungen im Rahmen der angege- 
benen Bestimmungen. Die Schiffahrtsabgaben auf den abgabenpflichti- 
gen Wasserstraßen der DDR waren letztmalig zum 1. Dezember* 1966, 
für den Teltow-Kanal zum 1. März 1969 festgesetzt worden. In dem 
vergleichbaren Zeitraum sind die Schiffahrtsabgaben auf den abgaben- 
pflichtigen Bundeswasserstraßen mehrfach erhöht und das Niveau 
der Tarife insgesamt um mehr als 20 % angehoben worden. 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland hat die Gebühren- 
erhöhung in der Sitzung der Kommission nach Artikel 1 9 des Transit- 
abkommens am 9. Juli 1975 angesprochen und klargestellt, daß auch 
für Gebührenerhöhungen der in Artikel 2 Ziffer 1 des Transitabkom- 
mens niedergelegte Grundsatz gilt. Bei dieser Gelegenheit ist auch die 
kurze Veröffentlichungsfrist der beiden Anordnungen der DDR er- 
örtert worden. 


61. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu 
Wohlrabe unternehmen, um sicherzustellen, daß der Berliner 

(CDU/CSU) Wirtschaft auf Grund etwaiger Transportverzöge- 

rungen durch umkehrende Schiffe, die nicht be- 
reit sind, die erhöhten Schleusengebühren zu zahlen 
und daher auf einen Umweg aus weichen, keine 
Nachteile entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 25. JuÜ 1975 

Ein Fall, daß ein Binnenschiff zurückgefahren ist, weil es nicht bereit 
war, die erhöhten Schiffahrtsabgaben zu zahlen, ist bisher nicht be- 
kanntgeworden. 


62. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 3. Juli 1975 zu, Ost-Berlin habe die 
Binnenschiffahrtstarife um 9 bis 20 % iieraufge- 
setzt, und was hat die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — gegen diese neuerliche Belastung der 
Verbindungen von und nach Berlin unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 25. Juli 1975 

Die Meldung in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 3. Juli 1975 
trifft zu. 

Die DDR ist nach Artikel 1 3 Ziffer 4 des Transitabkommens und nach 
Artikel 22 des Verkehrsvertrages berechtigt, für die Benutzung der 
Wasserstraßen einschließlich der Schleusen, Schiffshebewerke sowie 
Schiffsliegeplätze entsprechend den Vorschriften der DDR Abgaben 
und Gebühren zu erheben. Für die Erhebung der Abgaben und Ge- 
bühren gelten die Grundsätze des Artikels 2 Ziffer 1 des Transitab- 
kommens und des Artikels 1 Ziffer 2 des Verkehrsvertrages, wonach 
der Transitverkehr in der einfachsten, schnellsten und günstigsten 
Weise zu erfolgen hat, wie es in der internationalen Praxis vorzufinden 
ist, und der Wechselverkehr mit der DDR entsprechend der üblichen 
internationalen Praxis auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und Nicht- 
diskriminierung in größtmöglichem Umfang zu gewähren, zu erleichtern 
und möglichst zweckmäßig zu gestalten ist. Die Anordnung Nr, 4 
der DDR über die Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf den Binnen- 
wasserstraßen vom 18. Juni 1975 und die Anordnung Nr. 6 über die 
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Gebührentarife des Verkehrswesens vom 18. Juni 1975 halten sich 
trotz der hiermit für die Binnenschiffahrt der Bundesrepublik Deutsch- 
land verbundenen Belastungen im Rahmen der angegebenen Bestim- 
mungen. Die Schiffahrtsabgaben auf den abgabenpflichtigen Wasser- 
straßen der DDR waren letztmalig zum 1. Dezember 1966, für den 
Teltow-Kanal zum 1. März 1969 festgesetzt worden. In dem vergleich- 
baren Zeitraum sind die Schiffahrtsabgaben auf den abgabenpflichtigen 
Bundeswasserstraßen mehrfach erhöht und das Niveau der Tarife ins- 
gesamt um mehr als 20 % angehoben worden. 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland hat die Gebühren- 
erhöhung in der Sitzung der Kommission nach Artikel 19 des Transit- 
abkommens am 9. Juli 1975 angesprochen und klargestellt, daß auch 
für Geführenerhöhungen der in Artikel 2 Ziffer 1 des Transitabkom- 
mens niedergelegte Grundsatz gilt. Bei dieser Gelegenheit ist auch die 
kurze Veröffentlichungsfrist der beiden Anordnungen der DDR erörtert 
worden. 


63. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 

(SPD) 


Das Defizit der Deutschen Bundesbahn war Anlaß 
für den Bundesverkehrsminister zu prüfen, inwieweit 
unrentable Strecken stillgelegt werden können; ist 
festgestellt, welche Einsparung pro km bei einer 
Streckenstillegung im Durchschnitt erfolgen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 28. Juli 1975 

Die vom Vorstand der Deutschen Bundesbahn im Rahmen der Opti- 
mierung des Streckennetzes, das Maßnahmen von rd. 5000 km ver- 
kehrsschwacher Strecken umfaßt, nach einheitlichen betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen eingeleiteten Untersuchungen sind noch 
nicht abgeschlossen. Gesicherte Aussagen darüber, welche Einspa- 
rungen pro km bei einer Streckenstillegung im Durchschnitt erfolgen 
kann, sind daher im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich. 


64. Abgeordneter 
Haase 


(Fürth) 

(SPD) 


Kann die Deutsche Bundesbahn eine Aufstellung 
darüber vorlegen, wieviel Bahnübergänge zur Zeit 
neu beschrankt werden auf Strecken, deren Still- 
legung geprüft wird bzw. für Straßen Schienen- 
kreuzungen, die für den Verkehr von keiner we- 
sentlichen praktischen Bedeutung sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 28. Juli 1975 

Die Deutsche Bundesbahn kann eine solche Aufstellung nicht vorlegen. 


65. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der 
Zwang für Fernsprechteilnehmer, ihren Fernsprech- 
apparat ständig anrufbereit halten zu müssen, für 
den einzelnen Teilnehmer zu einem Eingriff in seine 
Privatsphäre führen kann, der durch fernmelde- 
technische Erfordernisse nicht zu rechtfertigen ist, 
und welche rechtlichen und organisatorischen Maß- 
nahmen und welche finanziellen Aufwendungen 
sind erforderlich, um Fernsprechteilnehmern die 
Möglichkeit einzuräumen, ihren Fernsprechanschluß 
zeitweise abzuschalten, damit der Fernsprechteil- 
nehmer selbst entscheiden kann, wann er anruf- 
bereit sein will und wann nicht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. Juli 1975 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß der ständig anruf- 
bereite Femsprechapparat des Teilnehmers zu einem Eingriff in dessen 
Privatsphäre führen kann, denn mit der freiwilligen Inanspruchnahme 
des Fernsprechdienstes biUigt der Teilnehmer auch die systembedingten 
Eigenschaften dieser Dienstleistung. Im übrigen hat auch heute schon 
jeder Fernsprechteilnehmer die Möglichkeit, mit Hilfe eines auto- 
matischen Anrufbeantworters die ankommenden Gespräche entgegen- 
zunehmen. Die Nachfrage nach qualitativ hochwertigen Dienstleistun- 
gen steigt ständig. Die Deutsche Bundespost bemüht sich deshalb, 
das Leistungsangebot im Fernsprechdienst zu verbessern und gleich- 
zeitig für jedermann einen Zugang zum neuen Leistungsangebot — ohne 
regionale Differenzierung der Leistungsinhalte und Gebühren — zu 
schaffen. Im Auftrag der Deutschen Bundespost ist deshalb ein neues 
elektronisch gesteuertes Wählsystem entwickelt worden, das dem 
Teilnehmer eine Reihe zusätzlicher Leistungen anbietet. Zu diesen 
Leistungen gehört auch die Möglichkeit, auf einfache Weise die „Ruhe 
vor dem Telefon“ zu erlangen, indem der Teilnehmer von seinem 
Anschluß aus ankommende Anrufe sperren und dennoch seinen ab- 
gehenden Gesprächsverkehr uneingeschränkt abwickeln kann. In 
diesem Fall erhält der Anrufer einen entsprechenden Hinweis. Das 
derzeit eingesetzte elektromechanische Wählsystem gestattet eine 
solche Möglichkeit nicht. Es ist auch mit vertretbarem wirtschaft- 
lichem Aufwand nicht ausbaufähig. 

Der Beginn der Einführung des elektronisch gesteuerten Wählsystems 
ist für das Jahr 1976 vorgesehen. Die Umstellung aller Ortsnetze auf das 
neue Wahlsystem wird mehrere Jahrzehnte dauern. Die dafür erforder- 
lichen Investitionen sind zur Zeit noch nicht genau zu berechnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, BaOWesen und Städtebau 


66. Abgeordneter Bis wann ist die Bundesregierung bereit, die Wohn- 
Dr. Schneider geldgesetzgebung der inzwischen eingetretenen 

(CDU/CSU) Mieten- und Einkommensentwicklung anzupassen 

und dabei insbesondere auch die bei den Kleinrent- 
nern eingetretenen Kürzungen der Wohngeldleistun- 
gen infolge der jüngsten Rentenerhöhungen auszu- 
gleichen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 29. Juli 1975 

Die Bundesregierung wird im Zusammenhang mit der Beschlußfassung 
über den Bundeshaushalt 1976 über die Anpassung des Wohngeldes 
an die veränderten Einkommens- und Mietenverhältnisse entscheiden. 
In diesem Zusammenhang wird auch über die Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs zu befinden sein, der eine Reform des Wohngeldes u. a. durch 
die strukturelle Anpassung des Wohngeldes, insbesondere im Bereich 
Alleinstehender, der kinderreichen Familien und der Rentner vorsieht. 
Dabei würde u. a. hinsichtlich der Auswirkungen von Rentenerhöhun- 
gen auf Wohngeldleistungen von dem bisherigen Grundsatz auszugehen 
seih, daß es für die Wohngeldgewährung nicht auf die Quelle der Ein- 
nahmen, die zur Deckung des Lebensunterhalts bestimmt sind, ankommt. 


67. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Welcher Art sind die Programme zur Reform der 
Wohngeldgesetzgebung und zur Schaffung eines 
Dritten Wohnungsbaugesetzes, die nach der jüngsten 
Ausgabe des Bonner Almanach angeblich Schwer- 
punkte der Gesetzesarbeit im Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 29. Juli 1975 

Die weitere Reform der Wohngeldgesetzgebung, auf die in vorstehender 
Antwort schon hingewiesen ist, wird sich an den diesjährigen Wohn- 
geld- und Mietenbericht anschließen. Der weitere Reformschritt wird 
mit einer Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes neben der bereits 
angesprochenen Anpassung an die veränderten Einkommensverhältnisse 
und die Mietenentwicklung im wesentlichen den Einkommensbegriff 
und die Einkommensermittlung im Bereich des Wohngeldes verein- 
fachen, sowie nach Möglichkeit die Parallelvorschriften im Wohnungs- 
bauförderungsrecht harmonisieren. 

Zu den im „Bonner Almanach 1975“ erwähnten gesetzgeberischen 
Maßnahmen, die das langfristige Wohnungsbauprogramm begleiten, 
gehört neben anderen zunächst das Gesetz zur Förderung von Woh- 
nungseigentum und Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau, das die Ziel- 
setzung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes hinsichtlich der öffentlichen 
Wohnungsbauförderung neu bestimmt und namentlich die Eigentums- 
und Vermögensbildung als wesentliches gesellschaftspolitisches Ziel der 
Bundesregierung auch im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues stärker 
als bisher fördern soll. Bekanntlich ist die Bundesregierung aber gegen- 
wärtig damit befaßt, die Arbeiten zur Erledigung des Auftrages des 
Deutschen Bundestages zügig weiterzuführen, ein zusammenfassendes 
Gesetzbuch über den Rechtsbereich des Bauens und Wohnens vorzu- 
legen. In diesem Zusammenhang wird auch das Wohnungsbaurecht in 
dem erforderlichen Umfang zu reformieren sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
inneideutsche Beziehungen 


68. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 25. Juni 1975 zu, seit 1969 seien 
Vortragsreisen von Chemikern in die „DDR“ 
und aus der „DDR“ fast völlig zum Erliegen ge- 
kommen, die Situation, die sich auch nach Abschluß 
des Grundlagenvertrags nicht gebessert habe, sei 
durch einen „stark gedrosselten Einbahnverkehr mit 
so gut wie keinem Gegenverkehr“ gekennzeichnet, 
und was hat die Bundesregierung — bejahenden- 
falls — unternommen, um Ost-Berlin zu einem 
Verhalten zu bewegen, das dem mit dem Grund- 
lagenvertrag angestrebten Zustand vermehrter 
menschlicher und wissenschaftlicher Kontakte ent- 
spricht? 


Antwort des Parlamentarischen Staassekretärs Herold 
vom 15. Juli 1975 

Wie sich auch aus der genannten Zeitungsmeldung ergibt, beruhen die 
Angaben auf Erhebungen der Gesellschaft Deutscher Chemiker. Das 
Ergebnis dieser Umfrage hatte der Präsident der Gesellschaft Ende 
Mai 1975 dem Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen mitge- 
teilt. Die Bundesregierung kann die genannten Zahlenangaben der 
befragten Hochschulen zwar nicht im einzelnen bestätigen, hält aber 
das mitgeteilte Ergebnis für zutreffend. 

Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen hat in seinem 
Antwortschreiben an den Präsidenten der Gesellschaft Deutscher 
Chemiker auf die Verhandlungsziele der Bundesregierung bei den gegen- 
wärtig geführten Verhandlungen mit der DDR über die Entwicklung 
der Zusammenarbeit auf den Gebieten der Wissenschaft und Technik 
(nach Artikel 7 des Grundlagenvertrags vom 21. Dezember 1972) 
hingewiesen. Danach soll nicht nur eine institutionalisierte Zusammen- 
arbeit entwickelt werden, sondern es müssen auch direkte Kontakte 
zwischen Wissenschaftlern in den beiden deutschen Staaten ermöglicht 
werden. 
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Die Bundesregierung ist konsequent auf eine Verbesserung der wissen- 
schaftlichen und fachlichen Beziehungen bedacht, diese Beziehungen 
sind in der Tat verbesserungsbedürftig. Unabhängig von der angestreb- 
ten vertraglichen Regelung ist die Bundesregierung in Einzelfällen, die 
an sie herangetragen werden, durch Vorsprache bei den zuständigen 
DDR-Stellen bemüht, fachliche und wissenschaftliche Zusammenarbeit, 
zu der auch Vortragsreisen von Wissenschaftlern aus der DDR gehören, 
zu ermöglichen. Die Bundesregierung erwartet, daß sich aus den bevor- 
stehenden Regelungen auf der europäischen Ebene (KSZE) auch im 
Bereich der innerdeutschen Beziehungen ein neuer und besserer Ansatz- 
punkt für derartige individuelle Kontakte ergeben wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

69. Abgeordneter Wann und wo ist die Stelle eines Vorstandsvor- 

Benz sitzenden der Gesellschaft für Kernforschung, 

(CDU/CSU) Karlsruhe, ausgeschrieben worden, wer empfing 

die Bewerbungen, und wer entschied über die zu 
einzustellende Person? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 23. Juli 1975 

Der Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft für Kernforschung mbH 
(GmbH) bestimmt, daß die Geschäftsführer der Gesellschaft vom Auf- 
sichtsrat im Benehmen mit dem Wissenschaftlich-Technischen Rat 
(WTR) bestellt werden. 

Aufgrund eingehender Beratungen hat der Aufsichtsrat in seiner Sitzung 
am 14. März 1975 das Verfahren zur Auswahl eines externen Nachfol- 
gers für den Vorstandsvorsitz beschlossen. Dabei wurde von einer Aus- 
schreibung abgesehen, weil bereits im Jahr 1974 mehrere Ausschrei- 
bungen im Hinblick auf die Neubesetzung und Erweiterung des Vor- 
standes der Gesellschaft durchgeführt, bei denen jedoch keine geeigne- 
ten Kandidaten insbesondere für den Vorstandsvorsitz gefunden worden 
waren. Deshalb hat der Aufsichtsrat sich für die Einschaltung eines 
Unternehmensberaters entschieden und im übrigen seinen Vorsitzen- 
den und stellvertretenden Vorsitzenden sowie weitere Mitglieder des 
Aufsichtsrates mit der Suche nach Kandidaten beauftragt. 

Über die Vorauswahl hat der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 27. Mai 
1975 beraten und, nachdem das Benehmen mit dem Wissenschaftlich- 
Technischen Rat hergestellt worden ist, inzwischen beschlossen, Herrn 
Dr. Harde, z. Z. Sprecher des Vorstands der Firma Interatom, zum 
Vorstandsvorsitzenden der Gesellschaft ab 1. Januar 1976 zu bestellen. 

Nach welchen Besoldungsstufen werden Vorstands- 
vorsitzende, Vorstandsmitglieder und Institutsleiter 
von Kernforschungszentren eingestuft, und wie 
hoch sind die entsprechenden durchschnittlichen 
Jahresgehälter? 

Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom23. JuH 1975 

Die Kernforschungszentren sind rechtlich selbständig. Eine Einstufung 
des in Ihrer Frage angesprochenen Personenkreises in Besoldungs- 
gruppen, wie sie bei Beamten erfolgt, kommt deshalb nicht in Betracht. 
Bei der Bemessung der Vergütungen ist Nummer 5.3 der vorläufigen 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 Bundeshaushaltsordnung zu beachten, 
die auf entsprechende Beschlüsse des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages zurückgehen. Danach dürfen die Beschäftigten der 
Zentren grundsätzlich finanziell nicht bessergestellt werden als ver- 
gleichbare Bundesbedienstete. 


70. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 
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Bei der im Einzelfall vorzunehmenden Festsetzung der Vergütung 
sind zahlreiche Wertungskriterien maßgebend. Besonders hervorzu- 
heben sind neben der persönlichen und fachlichen Qualifikation die 
Größe und Bedeutung des Zentrums sowie der Umfang des Aufgaben- 
und Verantwortungsbereichs. Besonderheiten gelten für die gemein- 
sam mit einer deutschen Hochschule berufenen Institutsleiter; hier 
werden die Grundsätze des Hochschullehrerbesoldungsrechts ange- 
wendet. 

Die durchschnittlichen Jahresgehälter (einschließlich Ortszuschlag 
und 13. Monatsgehalt) werden 1975 in den Kernforschungszentren 
betragen 

a) Vorstandsvorsitzende (bzw. wissenschaftlich-tech- 

nische Geschäftsführer bei Gesellschaften mit zwei 
Geschäftsführern) ca. 89 000 DM 

b) Mitglieder der Vorstände/Geschäftsführungen ohne 

Gehälter zu a) ca. 76 800 DM 

c) Institutionsleiter bzw. Inhaber vergleichbarer Lei- 
tungsfunktionen ca. 73 000 DM 


Bonn, den 7. August 1975 
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